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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Le parlement a délibéré de la suppression des articles confessionnels d'exception
proposée fin 1971 par le Conseil fédéral. Le Conseil des. Etats a approuvé sans
opposition et sans contre-proposition la radiation pure et simple des deux articles 51
et 52 et a consenti à ce que, pour la votation populaire, l'on ramène la révision à une
seule et unique question. Le débat fut plus mouvementé au Conseil national, mais le
résultat fut identique. Seuls quatre représentants des nouveaux groupements de droite
s'opposèrent à l'entrée en matière. D'autres propositions furent justifiées par le désir
de faciliter l'assentiment populaire: les représentants de l'UDC notamment essayèrent
de calmer l'appréhension à l'égard de l'activité future des jésuites en proposant des
dispositions aptes à protéger la paix confessionnelle ; de leur côté, grâce à la
suppression des limitations qui d'ailleurs touchent aussi d'autres confessions
(obligation d'une autorisation pour l'érection de nouveaux évêchés, non-éligibilité des
ecclésiastiques au Conseil national), les députés socialistes ont voulu donner un aspect
plus neutre au projet. Pour finir, une votation séparée sur l'un et l'autre article parut
propre à dissiper l'idée d'une manipulation. Toutefois, lorsque les groupes démo-
chrétien, radical et indépendant eurent décidé de se borner à la radiation des articles
51 et 52, toutes les adjonctions au projet furent écartées. Et l'on ne trouva pas non plus
de majorité pour le double vote. Mais le Conseil national adopta trois motions
proposées par sa commission; elles chargeaient le Conseil fédéral de faire des
propositions sur la suppression des dispositions d'exception qui ne tombaient pas sous
le coup de la révision (clause concernant les évêchés, éligibilité des ecclésiastiques)
ainsi que sur la promulgation d'un article relatif à la protection des animaux, qui
modifierait l'interdiction de l'abattage rituel. Le Conseil des Etats approuva ces
propositions en décembre, dans la mesure od elles n'avaient pas déjà trouvé de
solution dans le message publié en novembre au sujet d'un nouvel article 25 bis. Celui-
ci devait faire de la protection des animaux une affaire de la Confédération; jusqu'à
l'entrée en vigueur de la législation d'exécution, une disposition transitoire de la
Constitution fédérale maintiendrait l'interdiction de l'abattage rituel. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1972
PETER GILG

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Der Konjunkturartikel erhielt am 2. März mit einer Mehrheit von rund 53% (542'745 Ja :
485'844 Nein) wohl die Zustimmung des Volkes, aber zum erstenmal in der Geschichte
des Bundesstaates wurde diese durch ein blosses Patt der Stände unwirksam
gemacht. Regional betrachtet verwarfen die West- und Innerschweizer Kantone mit
Ausnahme von Neuenburg und Uri. In struktureller Hinsicht ergab sich, dass abgesehen
von Graubünden vor allem die wirtschaftlich schwach entwickelten Stände ablehnten,
unterstützt allerdings von einigen relativ stark industrialisierten wie Genf, Schaffhausen
und Aargau. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.04.1975
FRANÇOIS DA POZZO

Wie wir bereits vor einem Jahr berichtet haben, unternahm die Landesregierung einen
neuen Anlauf, um die Konjunkturpolitik auf eine ausreichende verfassungsmässige
Basis zu stellen. Die Reaktionen auf die Veröffentlichung des Entwurfs liessen
eigentlich wenig Einwände erwarten, hatte sich doch der Bundesrat bemüht, möglichst
alle umstrittenen Punkte des gescheiterten ersten Konjunkturartikels auszumerzen.
Dennoch kam es bei der parlamentarischen Behandlung zu einem langwierigen
Differenzbereinigungsverfahren zwischen den beiden Räten, wobei die Volkskammer
mehrheitlich für ein Festhalten am bundesrätlichen Entwurf plädierte, die
Ständekammer hingegen den Argumenten der Kantone und der Unternehmer vermehrt
Nachachtung verschaffen wollte. Am Ende der Beratungen hatte man sich weitgehend
auf Kompromisse geeinigt, welche zwar alle Vorschläge des Bundesrates
aufrechterhielten, sie aber im Sinne des Ständerates abschwächten. Der erste

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1977
HANS HIRTER
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Hauptstreitpunkt bestand darin, ob der Exekutive die Kompetenz einzuräumen sei, die
Unternehmer zur Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven verpflichten zu können. Die
bürgerliche Mehrheit des Ständerates lehnte diese Abweichung von der Handels- und
Gewerbefreiheit ab und wollte es beim geltenden System der staatlichen Förderung der
freiwilligen Reservebildung bewenden lassen. Schliesslich setzte sich die Lösung durch,
welche zwar ein Obligatorium ermöglicht, dem Bund aber untersagt, den Unternehmern
Vorschriften über die Verwendung der Reserven zu machen. Ebenfalls ins Schussfeld
der bürgerlichen Kritik geriet das konjunkturpolitische Instrument der Steuerzuschläge
und -rabatte. Während die Mehrheit des Nationalrates der Ansicht des Bundesrates
zustimmte, dass eine wirksame und ausgewogene Stabilisierungspolitik nur dann
möglich sei, wenn sich diese Steuermanipulationen sowohl auf die direkten als auch auf
die indirekten Bundesabgaben erstreckten, wollte der Ständerat die direkten Steuern
ausgeklammert wissen. Auch in diesem Konflikt einigten sich die Parlamentarier auf
eine Abschwächung des Vorschlags der Exekutive: wohl sollen auch Abgaben auf
direkten Steuern erhoben werden dürfen, diese müssen aber individuell zurückerstattet
werden. Einzig die Zuschläge auf den indirekten Steuern können entweder als
Satzreduktionen kollektiv zurückerstattet werden oder aber auch für allgemeine
Arbeitsbeschaffungsprogramme verwendet werden. Etwas weniger imperativ als
ursprünglich vorgesehen wurde auf Wunsch der Ständevertreter derjenige Passus
formuliert, welcher die Kantone und Gemeinden zu einer konjunkturgerechten
Ausgabenpolitik anhalten soll. Da aber die Landesregierung im neuen Vorschlag auf eine
materielle Beeinflussung der Kantone und Gemeinden verzichtete, dürfte der
Formulierung dieses moralischen Appells keine entscheidende Bedeutung zukommen.
Unverändert aus dem ersten Entwurf wurde die Verpflichtung übernommen, bei der
Konjunkturpolitik auf die Besonderheiten der einzelnen Regionen Rücksicht zu
nehmen.

In Anbetracht der günstigen wirtschaftlichen Entwicklung und im Einklang mit der zur
Zeit dominierenden nationalökonomischen Lehrmeinung beschränkte sich die
Konjunkturpolitik der staatlichen Instanzen weitgehend auf die Steuerung der
Geldmenge durch die Nationalbank. Das neue, im Berichtsjahr von National- und
Ständerat gutgeheissene Bundesgesetz über Konjunkturbeobachtung und -erhebung
soll in Zukunft eine regelmässige, genaue und koordinierte Erfassung des
Wirtschaftsgeschehens ermöglichen. Zudem ermächtigt es den Bundesrat, spezielle
Untersuchungen durchführen zu lassen. Hauptzweck des neuen Gesetzes ist es, durch
die Verbesserung der Informationen über Konjunkturschwankungen die
Voraussetzungen für den zeit- und sachgerechten Einsatz der konjunkturpolitischen
Instrumente zu schaffen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.1980
HANS HIRTER

Als taugliches Instrument zur Milderung von konjunkturell bedingten
Beschäftigungseinbrüchen hatten sich nach Ansicht der Behörden in der letzten
Rezession die von der Privatwirtschaft in guten Zeiten gebildeten
Arbeitsbeschaffungsreserven erwiesen. Diese Reservenbildung stützte sich aufeinen
Erlass aus dem Jahre 1951, welcher nun, auf der Basis des neuen Konjunkturartikels, an
die heutigen Erfordernisse angepasst werden soll. Der vom Bundesrat in die
Vernehmlassung gegebene Gesetzesentwurf beinhaltet eine steuerliche Begünstigung
von freiwillig gebildeten Reserven. Diese Rücklagen sind beim Bund anzulegen, welcher
sie verzinst und bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten wieder freigibt. Aus vorwiegend
administrativen Gründen sollen nur Unternehmen mit mindestens 50 Beschäftigten von
diesen Bestimmungen profitieren können. Für den Fall, dass die Reservebildung
ungenügend ausfällt, könnte das Parlament ein Obligatorium einführen. Die
bedeutendsten Veränderungen gegenüber der bisherigen Regelung bestehen in einer
attraktiveren Form der Steuerbegünstigung und in der Möglichkeit, die Reserven auch
präventiv gegen drohende konjunkturelle oder strukturelle Schwierigkeiten
einzusetzen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.07.1981
HANS HIRTER

Im September ordnete der Bundesrat die vollständige Freigabe der von der
Privatwirtschaft gebildeten Arbeitsbeschaffungsreserven an. Es sind Bestrebungen im
Gang, dieses Instrument attraktiver zu gestalten. Der Revisionsentwurf, der namentlich
vorsieht, die freiwillige Reservebildung bereits bei der Einzahlung steuerlich zu
begünstigen, fand anlässlich der im Berichtsjahr durchgeführten Vernehmlassung
grundsätzlich Zustimmung. Allerdings lehnen die Wirtschaftsverbände die Kompetenz
des Parlamentes zur Obligatorischerklärung im Falle einer unbefriedigenden freiwilligen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.1982
HANS HIRTER
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Beteiligung ab. 5

In den eidgenössischen Räten wurde die Notwendigkeit eines
Beschäftigungsprogramms mit grossem Mehr bejaht. Den Nichteintretensantrag von O.
Fischer (fdp, BE) lehnte die grosse Kammer ebenso ab wie den Rückweisungsantrag von
K. Villiger (fdp, LU). Trotz ihrer grundsätzlichen Zustimmung äusserten sich jedoch viele
Votanten kritisch über die Vorlage. Bürgerliche Sprecher mahnten zur Zurückhaltung
und unterstrichen die Notwendigkeit der späteren Kompensation der Mehrausgaben.
Sie hoben zudem hervor, dass für das Vorankommen der Wirtschaft in erster Linie eine
Verbesserung der Rahmenbedingungen wichtig sei. Vertreter der Linken stiessen sich
an der Vorrangstellung der Rüstungsausgaben innerhalb des Beschaffungsprogramms.
F. Borel (sp, NE) wollte den Kredit für Kriegsmaterial um jene 190 Mio kürzen, die für das
Flab-Feuerleitgerät Skyguard bestimmt sind, da nur gutgehende Unternehmen von
diesen Aufträgen profitieren würden. Der Vorschlag vermochte bloss wenige Stimmen
auf sich zu vereinigen. Sowohl Sprecher des Landesrings als auch der Linken vermissten
im Massnahmenpaket eine stärkere Berücksichtigung zukunftsorientierter
Investitionen, etwa im Bereich des Energiesparens, des Umweltschutzes und des
öffentlichen Verkehrs. Unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit gaben viele Sprecher
ihrer Sorge darüber Ausdruck, dass die vom Beschäftigungsrückgang am meisten
betroffenen Branchen und Regionen – genannt wurden die Uhrenbranche und der Jura
– im Programm zu kurz kämen. Das Beschaffungsprogramm geht in seiner endgültigen
Fassung um rund 25 Mio über den Vorschlag der Landesregierung hinaus. Ursprünglich
hatte der Nationalrat gar noch zusätzlich 100 Mio mehr bewilligen wollen, und zwar für
Lärmschutzmassnahmen an Hauptstrassen und für 50 SBB-Personenwagen. Im
Differenzenbereinigungsverfahren verzichtete er dann aber auf diese Kredite. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.1983
REGINA ESCHER

In den binnenwirtschaftlichen Bereich fällt das Kernstück des Massnahmenpakets,
nämlich das sogenannte Beschaffungsprogramm. Dieses sieht Bundesaufträge an die
Privatwirtschaft in der Höhe von knapp CHF 665 Mio vor. Dabei handelt es sich im
wesentlichen um Vorhaben, die ohnehin realisiert würden. Das Programm umfasst
hauptsächlich Ausrüstungsinvestitionen und Rüstungsgüter. Für letztere sind über CHF
270 Mio bestimmt. Das zeitliche Vorziehen der Aufträge müsste konsequenterweise
später zu einer entsprechenden Entlastung des Bundeshaushaltes führen. Von den
Käufen der Eidgenossenschaft erwartet man, dass sie weitere Aufträge – von der Seite
Dritter sowie von der Seite von Kantonen und Gemeinden – auslösen; insgesamt sollte
sich so ein Auftragsvolumen von etwa CHF 1.7 Mil. ergeben. Neben den
Beschaffungsvorhaben beinhaltet das Beschäftigungsprogramm in seinem
binnenwirtschaftlichen Teil Massnahmen zur Förderung der Forschung (25 Mio) sowie
Kredite für die Umschulung und Weiterbildung von Arbeitslosen (0.8 Mio).

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1983
REGINA ESCHER

Im aussenwirtschaftlichen Bereich des Pakets dominiert die Erhöhung des
Bundesvorschusses an die Exportrisikogarantie um 80 Mio für 1983 und um 90 Mio für
1984. Mit dieser Massnahme lassen sich Gebührenanpassungen und
Leistungsminderungen der Versicherung vermeiden, die sich angesichts zunehmender
Zahlungsschwierigkeiten vieler Abnehmerländer unserer Exportindustrie aufgedrängt
hätten. Des weiteren stockte das Parlament den bestehenden Rahmenkredit für die
Finanzierung von sogenannten Mischkrediten (Kombination zinsloser Staatskredite mit
verzinslichen Bankkrediten) um 100 Mio auf. Schliesslich fliessen kleinere Beträge in die
allgemeine Exportförderung und in die Tourismuswerbung.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1983
REGINA ESCHER

Die seit 1951 gültigen Vorschriften über die freiwillige Bildung von steuerbegünstigten
Arbeitsbeschaffungsreserven hatten sich in den letzten Jahren als zuwenig attraktiv
erwiesen, um ihren Zweck erfüllen zu können. Nachdem die Vernehmlassung zum
Entwurf für ein neues Gesetz weitgehend positiv verlaufen war, legte der Bundesrat
eine entsprechende Botschaft vor. Dadurch, dass die steuerliche Begünstigung bereits
bei der Reservenbildung und nicht erst bei ihrer Auflösung eintritt, will er die
Unternehmen wieder vermehrt zur Bildung von Rücklagen für schwierige Zeiten
animieren. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung sollen die
Arbeitsbeschaffungsreserven nicht nur in konjunkturellen Krisenzeiten branchenweise
(und bloss als Ausnahme für Einzelbetriebe) freigegeben werden, sondern auch unter
normalen Verhältnissen individuell für Unternehmen, die sich mit Investitionen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.04.1984
HANS HIRTER
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präventiv gegen strukturelle Probleme wappnen wollen. Um eine genügende Liquidität
der Mittel zu gewährleisten, müssen diese gemäss dem Entwurf vollständig auf einem
zinstragenden Sperrkonto beim Bund oder im Bankensystem angelegt werden. Anrecht
auf diese Begünstigungen haben Unternehmen des zweiten und dritten Sektors mit
mindestens 20 Arbeitnehmern. Wie in der bisherigen Regelung soll die Reservenbildung
auf freiwilliger Basis erfolgen. Der Bundesrat will sich allerdings die Kompentenz
einräumen, im Falle ungenügenden Zuspruchs dem Parlament ein Obligatorium für
Betriebe mit mindestens 100 Arbeitnehmern zu beantragen. In der vorberatenden
Nationalrat-Kommission stiess namentlich die Kompetenz zum Erlass eines
Obligatoriums auf eine gewisse Opposition 7

Als präventives Instrument zur Bekämpfung von wirtschaftlichen Krisen stand im
Parlament der Vorschlag des Bundesrates für eine Neufassung des Bundesgesetzes
über die Bildung von steuerbegünstigten Arbeitsbeschaffungsreserven zur Debatte.
Mit dieser Revision soll die seit 1951 gültige Regelung, die es den Unternehmen erlaubt,
einen Teil des Reingewinns mit Steuervorteilen für schwierige Zeiten zurückzulegen,
attraktiver gestaltet werden. Die Vorlage fand in beiden Kammern gute Aufnahme.
Umstritten war allerdings die Klausel, die es dem Bundesrat erlaubt hätte, dem
Parlament nötigenfalls, d.h. bei zu geringen Einlagen, ein Obligatorium für Betriebe mit
mehr als 100 Mitarbeitern zu beantragen. Die Fraktionen der FDP, der SVP und der
Liberalen opponierten dieser von den Unternehmerverbänden strikte abgelehnten
Kompetenzeinräumung. Hinter den Bundesrat stellten sich die Linke und die kleinen
Parteien der Mitte, während die CVP — wie übrigens auch in andern
wirtschaftspolitischen Fragen — gespalten war. Im Nationalrat obsiegten zwar zunächst
die Befürworter, nachdem sich aber die Ständekammer mit deutlichem Mehr gegen
Vorkehren zur allfälligen Einführung eines Obligatoriums ausgesprochen hatte, fügte
sich die Mehrheit der Volksvertreter diesem Entscheid. Die untere Grenze für die
Begünstigungsberechtigung wurde etwas flexibler gestaltet, indem die Kantone
berechtigt sind, diese mit dem Einverständnis des Bundesrates von 20 auf 10
Mitarbeiter zu reduzieren. Im Interesse der Unternehmer liegt ebenfalls die Erhöhung
der Obergrenze der gesamten Einlagen von 10 auf 20 Prozent (bei besonders
kapitalintensiven Unternehmen 30%) der jährlichen Lohnsumme. Die Botschaft sah vor,
dass die Freigabe der Reserven nicht erst im Krisenfall, sondern bereits bei drohenden
Schwierigkeiten präventiv fir strukturverbessernde Investitionen erfolgen kann. Das
Parlament erweiterte diesen Paragraphen in dem Sinn, dass für Branchen (nicht aber
für einzelne Unternehmen, wie zuerst vom Ständerat beschlossen) die Bewilligung für
die; Reserveauflösung auch bei einem ausgewiesenen aussergewöhnlichen
Investitionsbedarf erteilt werden kann. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1985
HANS HIRTER

Der gute Geschäftsgang in praktisch allen Branchen erlaubt es den Unternehmern,
Rückstellungen für schlechtere Zeiten zu machen. Mit dem vom Bundesrat auf den 9.
August in Kraft gesetzten Bundesgesetz über die Bildung steuerbegünstigter
Arbeitsbeschaffungsreserven sind die Bedingungen dafür wesentlich attraktiver
geworden. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.08.1988
HANS HIRTER

Die vor einem Jahr vom EVD eingesetzte Expertenkommission konnte ihren Entwurf zu
einem Stabilitätsgesetz, welches das Gesetz über Krisenbekämpfung und
Arbeitsbeschaffung ablösen soll, vorlegen. Der als Rahmengesetz konzipierte Entwurf
versucht, den Konjunkturartikel der Bundesverfassung zu konkretisieren. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.1990
HANS HIRTER

Im Dezember trafen sich schliesslich die Bundesräte Delamuraz, Koller und Villiger mit
Vertretern der Regierungsparteien und später auch des Vororts und der
Gewerkschaften, um über die Idee zu diskutieren, baureife Projekte (namentlich im
Bereich des Strassen- und Eisenbahnbaus) zeitlich vorzuziehen. Der Bundesrat stützte
sich dabei auf einen Vorschlag einer aus Vertretern der Nationalbank, der Verwaltung,
der Sozialpartner und der Wissenschaft gebildeten Expertengruppe. Nach diesen
Gesprächen verkündeten die Gewerkschaften, dass sie ein Investitionsprogramm des
Bundes in der Höhe von 700 Mio Fr. erwarteten. Der Vorort sprach sich hingegen gegen
eine zusätzliche Verschuldung des Bundes aus und konnte sich höchstens mit der
beschleunigten Inangriffnahme von Bauprojekten einverstanden erklären, deren
Finanzierung bereits gesichert ist. Der Bundesrat kündigte nach diesen Gesprächen mit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.1996
HANS HIRTER
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den Regierungsparteien und den Sozialpartnern an, dass er für die auf Ende April 1997
geplante Sondersession des Parlaments entsprechende Anträge stellen wolle. Das
Hauptgewicht werde er dabei einerseits auf vorgezogene Investitionen und
andererseits auf Steuererleichterungen für Unternehmen legen. 11

Gleichzeitig mit seinen Anträgen für eine unternehmerfreundliche
Unternehmenssteuerreform präsentierte der Bundesrat Ende März die vom Nationalrat
im Vorjahr geforderten Massnahmen zur Belebung der Konjunktur. Er schlug ein auf
zwei Jahre verteiltes Investitionsprogramm im Umfang von 561 Mio Fr. zugunsten der
Bauwirtschaft vor, welches ein Auftragsvolumen von etwa 2,4 Mia Fr. auslösen soll.
Dieses Programm setzt sich zusammen aus vorgezogenen Investitionen des Bundes zur
Renovation der eigenen Liegenschaften (ca. 100 Mio Fr.), der befristeten Erhöhung von
früher gekürzten Beitragssätzen im Nationalstrassenbau (ca. 150 Mio) und der Freigabe
von (im Rahmen von Sparmassnahmen gesperrten) Krediten für andere
Bundesinvestitionen (40 Mio) einerseits, sowie aus Beiträgen an Gemeinden und
Kantone (200 Mio), die eigene Investitionen vorziehen (und bis Ende Juni 1999
abschliessen) andererseits. Weiter beantragte die Regierung Subventionen für
energiepolitisch sinnvolle Projekte von Privaten zur Nutzung von erneuerbaren Energien
(ca. 60 Mio Fr.). 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.03.1997
HANS HIRTER

Mit Ausnahme der SVP, welche das Programm als zu teuer, wirkungslos und überdies
hemmend für notwendige Strukturanpassungen ablehnte, reagierten die bürgerlichen
Parteien und die Unternehmerverbände mit verhaltener Zustimmung. Die SP und der
Gewerkschaftsbund waren mit der Stossrichtung einverstanden, verlangten aber eine
Aufstockung des Kredits um 200 Mio Fr. (SGB) resp. auf 1 Mia Fr. (SP). 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.04.1997
HANS HIRTER

Das Paket wurde vom Parlament in der Sondersession von Ende April gleichzeitig mit
der Unternehmenssteuerreform und einer Liberalisierung der Lex Friedrich über
Grundstückverkäufe an Ausländer beraten. Dieser Konnex war insofern von Bedeutung,
weil die Zustimmung der SP zu einer unternehmerfreundlichen Steuerreform die
politische Gegenleistung für das Eintreten der FDP auf das Impulsprogramm darstellte.
Im Nationalrat blieb ein von der SVP- und der FP-Fraktion unterstützter
Nichteintretensantrag, der den wirtschaftlichen Sinn von staatlichen
Konjunkturstützungsmassnahmen grundsätzlich in Abrede stellte, erfolglos. Für die
Beschlüsse A bis C (Nationalstrassen, Impulsprogramm, bundeseigene Bauten) wurde
bei 24, 34 resp. 39 Gegenstimmen Eintreten beschlossen. Beim Beschluss E (Beiträge
für energiepolitisch sinnvolle Projekte von Privaten), wo aus grundsätzlichen
ordnungspolitischen Gründen auch die FDP-Fraktion für Nichteintreten war, fiel das
Ergebnis mit 103 zu 70 Stimmen am knappsten aus. Dies war auch der einzige Beschluss,
zu dem im Ständerat ein Nichteintretensantrag vorlag (Bisig, fdp, SZ); er unterlag mit 20
zu 9 Stimmen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.04.1997
HANS HIRTER

Für den Vollzug des Impulsprogramms, das eine Bundessubvention von 15-20% an
vorgezogene kommunale und kantonale Investitionen ausrichtet, legte das
federführende Bundesamt für Konjunkturfragen (BFK) fest, dass die Gemeinden bis zum
30. September ihre Gesuche via Kanton einreichen müssen. Die Gesuchsteller hatten
dabei nachzuweisen, dass es sich um zurückgestellte, das heisst nicht ohnehin zur
Realisierung vorgesehene Projekte handelt, und dass die subventionierten Arbeiten bis
zum 30. Juni 1999 abgeschlossen sein werden. Die zur Verfügung stehenden 200 Mio Fr.
wurden nach einem fixen Verteilschlüssel (Mittel aus den Anteilen an der
schweizerischen Wohnbevölkerung und an den Arbeitslosen, wobei letzteres doppelt
gewichtet wurde) auf die Kantone verteilt. Insgesamt profitierten 1600 Projekte vom
Impulsprogramm. Dabei war die Nachfrage derart rege, dass 600 der rund 3000
Gesuche nicht berücksichtigt werden konnten, weil der Kredit erschöpft war. Einzig der
Kanton Genf hatte die ihm zustehende Quote nicht voll beansprucht; sein nicht
genutzter Anteil wurde auf die übrigen Westschweizer Kantone verteilt. Damit hatten
sich die Bedenken der Kantone, welche den Beschluss anfangs Jahr zwar nicht
bekämpft, aber angesichts der angespannten Gemeindefinanzen und des als zu gering
erachteten Subventionssatzes von 15% an dessen Umsetzung gezweifelt hatten, nicht
bewahrheitet. Kurz vor der Beratung des Wirtschaftsankurbelungsprogramms im
Parlament hatte das BFK eine Evaluation des Impulsprogramms 1993-95 veröffentlicht.
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Es kam darin zum Schluss, dass mit den 200 Mio Fr. Bundessubventionen in den
Kantonen und Gemeinden ein Bauvolumen von 1,4 Mia Fr. ausgelöst worden war. Die
unterstützten Projekte hätten 1994 rund 2% der gesamten Bautätigkeit ausgemacht und
damit zu etwa einem Drittel an das Wachstum der Baubranche beigetragen. Der Bericht
gab zu bedenken, dass sich die Beschäftigungswirkung der Massnahmen nur schwer
quantifizieren lasse und nannte als Schätzwert die Zahl von 14 000 Jahresstellen. Der
Nachweis, dass mit dem Investitionsbonus dauerhafte Arbeitsplätze geschaffen worden
seien, kann laut BFK aber nicht erbracht werden. 14

Beim Impulsprogramm nahm der Nationalrat die vor allem von Westschweizern
unterstützte Formel auf, dass bei der Zuteilung der Gelder die Regionen mit hoher
Arbeitslosigkeit besonders zu berücksichtigen seien. Die von der Linken beantragte
Erhöhung des Kredits für das Impulsprogramm von 200 auf 250 resp. 400 Mio Fr. wurde
abgelehnt. Bei den Investitionen zur Renovation von bundeseigenen Liegenschaften
schlug die Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) des Ständerats vor, den
Kredit von 100 Mio Fr. um 60 Mio Fr. zu kürzen und diese Summe für einen von ihr
ausgearbeiteten neuen Beschluss über die Förderung des Angebots an Lehrstellen zu
verwenden. Dieser sah zuerst vor, den Bund zu ermächtigen, jede zusätzlich
geschaffene Lehrstelle mit einem Beitrag von 5000 Fr. zu subventionieren. Dieser
Antrag wurde dann aber korrigiert, indem vorgeschlagen wurde, das Geld für
Einführungskurse, Lehrstellenverbünde und Lehrstellenmarketing einzusetzen. Die WAK
des Nationalrats wollte noch weiter gehen und die für Renovationen verbleibenden 40
Mio Fr. für die von seiner Kommission Wissenschaft, Bildung und Kultur beantragte
Aufstockung des Kredits zur Technologie- und Innovationsförderung einsetzen. Dafür
hatte das Parlament zwar 1994 für die Jahre 1996-99 einen Rahmenkredit von 220 Mio
Fr. bewilligt; anlässlich der Kürzungen im Bundesvoranschlag gab es dann aber für 1996
und 1997 nur 8 resp. 26 Mio. Fr. frei. Die beiden Räte folgten zuerst ihren jeweiligen
Kommissionen, einigten sich in der Differenzbereinigung dann aber darauf, neben den
60 Mio Fr. für die Lehrstellenförderung nur 20 Mio Fr. für die Technologieförderung zu
sprechen und einen Betrag von 20 Mio Fr. für Renovationen von bundeseigenen Bauten
stehenzulassen. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.1997
HANS HIRTER

Das Parlament konnte in der Folge zwei im Vorjahr eingereichte Standesinitiativen der
Kantone Genf und Tessin Folge geben und sie als erfüllt abschreiben; gleiches geschah
mit einer Petition der Gewerkschaft Bau und Industrie (GBI). Der Ständerat wandelte die
im Herbst 1996 vom Nationalrat überwiesene Motion der SP-Fraktion, welche der
Auslöser für das eben verabschiedete Impulsprogramm gewesen war, in ein Postulat um
und schrieb dieses als erfüllt ab. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER

Strukturpolitik

Als Ergänzung zum Beschäftigungsprogramm ist ein vom Bunderat im Februar in die
Vernehmlassung geschicktes zweites Massnahmenpaket gedacht, die «Massnahmen zur
Stärkung der mittel- und langfristigen Anpassungsfähigkeit der schweizerischen
Wirtschaft». Bereits im Juli lag die Botschaft an das Parlament vor. Während das
Beschäftigungsprogramm auf die Stützung der Nachfrage ausgerichtet ist, will die
Landesregierung mit dieser zweiten Vorlage eine Verbesserung der
Angebotsbedingungen erreichen. Mit staatlichen Vorkehren soll der Wirtschaft die
Lösung der strukturellen Probleme erleichtert werden, die sich aus der internationalen
Wirtschaftsentwicklung sowie dem beschleunigten technischen Fortschritt ergeben.
Das geplante Anschlussprogramm gehört somit schwergewichtig in den Bereich der
Strukturpolitik. Es gliedert sich in zwei Teile. Der eine betrifft den Ausbau des
bestehenden regionalpolitischen Instrumentariums, der andere die Schaffung einer
landesweiten Innovationsrisikogarantie für kleinere und mittlere Unternehmen. Die
Verstärkung der Regionalmassnahmen besteht unter anderem in einer Revision des
Bundesbeschlusses über Finanzierungsbeihilfen zugunsten wirtschaftlich bedrohter
Regionen. Der Erlass soll – insbesondere durch die Entkoppelung der vorhandenen
Arten von Finanzhilfen, d.h. der Zinskostenbeiträge einerseits und der Bürgschaften
andererseits – flexibler gestaltet werden. Weitere Massnahmen befassen sich mit der
Berggebietsförderung. Das Investitionshilfegesetz soll abgeändert und der Hilfsfonds
aufgestockt werden. Die regionalpolitischen Vorschläge waren in der Vernehmlassung
auf breite Zustimmung gestossen. 17
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Uneinigkeit herrschte dagegen hinsichtlich des Projektes einer staatlichen
Innovationsrisikogarantie. Mit einigen Modifikationen fand es aber dennoch Aufnahme
in die bundesrätliche Botschaft. Die Landesregierung geht davon aus, dass für kleinere
und mittlere Unternehmen Engpässe bei der Beschaffung von Risikokapital bestehen.
Die Innovationsrisikogarantie soll dazu beitragen, diese Lücke zu schliessen. Dadurch
liesse sich die für die strukturelle Anpassung so wichtige Verwertung von technischen
Neuerungen fördern. Wie die bereits realisierte Exportrisikogarantie hätte die
Innovationsrisikogarantie Versicherungscharakter. Sie soll es kreditsuchenden Firmen
ermöglichen, die zur Verwirklichung von hochtechnologischen Innovationsvorhaben
beschafften Fremdmittel teilweise beim Bund zu versichern. Im Erfolgsfall müsste das
innovierende Unternehmen dem Garanten, also dem Bund, eine Prämie entrichten. Bei
einem Misserfolg hingegen übernähme der Staat die Rückzahlung des Kredits im
garantierten Umfang. Versicherbar wären in der Regel 50% der fremdfinanzierten
Kosten. Die Versicherung hätte Eigenwirtschaftlichkeit anzustreben. Die Begutachtung
der Garantiegesuche soll durch eine vom Bundesrat bestellte Kommission erfolgen.
Einem Gesuch könnte nur dann stattgegeben werden, wenn für das betreffende Projekt
Marktchancen vorhanden sind. Aufgrund von Anregungen, die während des
Vernehmlassungsverfahrens gemacht wurden, schlägt der Bundesrat vor, die
Risikogarantie vorerst nur für zehn Jahre einzuführen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.07.1983
REGINA ESCHER

Wegen ihrer ordnungspolitischen Bedeutung stellte die Innovationsrisikogarantie im
Berichtsjahr ein zentrales wirtschaftspolitisches Thema dar. Insbesondere die FDP, der
Zentralverband schweizerischer Arbeitgeber-Organisationen und der Vorort lehnten
die Einführung des Instruments vehement ab. Sie halten diese staatliche Risikogarantie
für ein systemwidriges Mittel. Eine solche Intervention ins freie Spiel der Marktkräfte
führe zu Struktur- und Wettbewerbsverzerrungen und verwässere die
unternehmerische Eigenverantwortung. Anstatt durch eine staatliche Garantie solle die
Bereitstellung von Risikokapital für Innovationen durch die Verbesserung der
wirtschaftspolitischen und fiskalischen Rahmenbedingungen gefördert werden.
Teilweise wurde auch das Bestehen einer Risikokapitallücke verneint. Demgegenüber
stellten sich SGB und SPS hinter den Vorschlag des Bundesrates. Dieser liege im
Interesse der Sicherung der Beschäftigung und der Wettbewerbsfähigkeit. Der SGB
betrachtet die ordnungspolitischen Vorbehalte der Gegner als nicht stichhaltig.
Befremdend sei es vor allem, wenn diese Kritik aus Kreisen stamme, die gegenüber der
Exportrisikogarantie keine Bedenken hätten. Die Umstrittenheit der bundesrätlichen
Vorlage manifestierte sich darin, dass es in der vorberatenden Kommission des
Ständerates für den Eintretensbeschluss des Stichentscheides des Präsidenten
bedurfte. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
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REGINA ESCHER

Bei der Behandlung durch das Parlament zeigte sich, dass auch dieser Entwurf die
Gegner einer Innovationsrisikogarantie nicht zu überzeugen vermochte. Die Fraktionen
der FDP, der SVP und der Liberalen blieben dabei, dass es sich bei der IRG um ein
systemwidriges, wettbewerbsverzerrendes Instrument handle. Dieses Argument
gründete sich nicht zuletzt darauf, dass die an sich begrüssten Steuererleichterungen
lediglich bei Inanspruchnahme der IRG gewährt werden sollen. Neben den sachlichen
Argumenten war jedoch nicht zu überhören, dass bei der ganzen Auseinandersetzung
auch die Unzufriedenheit der Freisinnigen mit dem zum erstenmal nicht aus ihrer
Partei stammenden Vorsteher des EVD mitspielte. Immerhin waren die Reihen nicht
ganz geschlossen. So sprach sich etwa im Nationalrat der Freisinnige Etique für das
Projekt von Bundesrat Furgler aus, während sich umgekehrt Ständerat Kündig im
gegnerischen Lager befand. In beiden Kammern unterlagen die Nichteintretensanträge
ungefähr im Verhältnis eins zu zwei. Die in den Detailberatungen noch gerinfügig
modifizierte Vorlage passierte die Schlussabstimmung mit Stimmenzahlen von 26 : 8
resp. 114 : 56. Gleichzeitig hiessen die Räte einen Bundesbeschluss über die
Finanzierung der IRG gut. Mit der Überweisung einer entsprechenden Motion der
Ständeratskommission gab das Parlament im weiteren dem Bundesrat den Auftrag,
dafür zu sorgen, dass die Ausleihe und Bildung von Risikokapital auch dann in den
Genuss von Steuererleichterungen gelangt, wenn die IRG nicht in Anspruch genommen
wird. Eine Motion Brahier (fdp, JU), die fiskalische Erleichterungen auch für sich
umstrukturierende Unternehmen forderte, wurde demgegenüber von BR Stich
bekämpft und von der kleinen Kammer nicht überwiesen. 19
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Wie bereits während der parlamentarischen Behandlung abzusehen war, ergriffen die
Gegner der IRG unter Anführung des Gewerbeverbandes, dem sich mit dem Vorort
auch die andere grosse Unternehmerorganisation anschloss, das Referendum. Dabei
stützten sie sich neben den bereits erwähnten ordnungspolitischen Argumenten auch
auf Umfragen unter ihren Mitgliedern, die diese Art staatlicher Innovationsförderung
mehrheitlich ablehnten. Dieses Desinteresse ist freilich nicht überraschend, da
einerseits nur ein kleiner Teil von ihnen im allein begünstigten Bereich der Entwicklung
technologisch fortgeschrittener Produkte, Verfahren und Dienstleistungen tätig ist und
ihnen andererseits von derartigen Innovationen unliebsame Konkurrenz erwachsen
kann. Die Banken, denen bei der Aufbringung und Vermittlung von Investionskapital
eine wichtige Rolle zukommt, haben gegen die IRG in ihrer redimensionierten Form
keine grundlegenden Einwände, obwohl auch sie generelle fiskalische Entlastungen für
Risikokapital vorziehen würden. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.11.1984
HANS HIRTER

Die am heftigsten geführte wirtschaftspolitische Auseinandersetzung fand auf dem
Gebiet der Strukturpolitik statt. Die regional stark differenzierte Verfassung des
Arbeitsmarktes einerseits und der Verlust von Weltmarktanteilen in einigen der
sogenannten Wachstumsbranchen andererseits sind Anzeichen dafür, dass sich die
schweizerische Wirtschaft weiterhin strukturellen Problemen ausgesetzt sieht. Der
Bundesrat hatte deshalb im Vorjahr ein Paket mit «Massnahmen zur mittel- und
langfristigen Stärkung der Wirtschaft» vorgelegt. Darin schlug er den Ausbau des
bestehenden regionalpolitischen Instrumentariums sowie die Schaffung einer
Innovationsrisikogarantie vor. Ziel dieser staatlichen Massnahmen ist die Verbesserung
der Angebotsbedingungen, um der privaten Wirtschaft den Anschluss an die
internationale Entwicklung und den beschleunigten technischen Fortschritt zu
erleichtern sowie die im Inland bestehenden räumlichen Ungleichgewichte abzubauen.
Da die Innovationsrisikogarantie im Gegensatz zum Ausbau des regionalpolitischen
Instrumentariums auf heftige Gegenwehr stiess, wurde sie vom erstberatenden
Ständerat aus dem Paket herausgelöst und separat behandelt.

Anlässlich der Richtliniendebatte hatte der Nationalrat eine Motion der SP für ein
Sofortprogramm zugunsten der Grundlagenforschung und der Regionalpolitik
abgelehnt. In einem Bericht bescheinigte die OECD der Schweiz, dass sie den Anschluss
an die technologische Entwicklung nicht verpasst hat; in einigen Teilbereichen habe sie
jedoch ihren früher innegehabten Vorsprung auf andere Industrieländer eingebüsst. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1984
HANS HIRTER

Das im Gegensatz zur geplanten IRG unumstrittene Investitionshilfegesetz für
Berggebiete (IHG) konnte im Berichtsjahr sein zehnjähriges Bestehen feiern, was Anlass
zu einem Rückblick bot. Rund zwei Drittel des Territoriums der Schweiz mit etwa einem
Viertel der Gesamtbevölkerung dürfen heute Beihilfen gemäss IHG in Anspruch
nehmen. Für mehr als 2'000 Infrastrukturvorhaben konnten bisher zinsverbilligte
Darlehen von gegen CHF 550 Mio zugesichert werden. Damit gelang es, in strukturell
benachteiligten Regionen ein Investitionsvolumen von ca. CHF 3.5 Mia. auszulösen. Die
Auswirkungen der Regionalpolitik und darüber hinaus auch diejenigen der Gesamtheit
der staatlichen Handlungen sind während der vergangenen acht Jahre im Rahmen des
grossangelegten Nationalen Forschungsprogramms «Regionalprobleme der Schweiz»
untersucht worden. Den spezifischen regionalpolitischen Instrumenten konnte in
diesen Analysen ein recht gutes Zeugnis ausgestellt werden. Räumliche Effekte, die
vielfach ungewollt sind, haben allerdings auch die meisten übrigen staatlichen
Handlungen zur Folge. Die Untersuchungen zeigten, dass durch diese die bestehenden
regionalen Ungleichgewichte oft noch verstärkt und damit die Ziele der Strukturpolitik
gefährdet werden.

Der 1984 vom Parlament beschlossene Ausbau der regional- und strukturpolitischen
Instrumente wurde auf den 15. April in Kraft gesetzt. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.04.1985
HANS HIRTER

Da der Gewerbeverband mit Unterstützung des Vororts erfolgreich das Referendum
gegen die Innovationsrisikogarantie (IRG) ergriffen hatte, kam es auf dem Gebiet der
Strukturpolitik im Berichtsjahr zu einer Volksabstimmung. Die Fronten waren
spätestens seit der Parlamentsdebatte von 1984 bezogen und auch neue Argumente
tauchten im Abstimmungskampf keine mehr auf. Von Anfang an war klar, dass die
Auseinandersetzung nicht die an sich geringe Summe zum Thema hatte, die der Staat
zur Risikoabdeckung zur Verfügung stellen wollte, sondern die grundsätzliche Frage
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nach der Rolle des Staates im Wirtschaftssystem. Nach den Befürwortern handelte es
sich bei der angestrebten staatlichen Rückversicherung für die Anbieter von
Risikokapital zugunsten technologisch fortschrittlicher Projekte um eine wichtige Hilfe
für kleinere Unternehmen. Diese Massnahme würde ihrer Meinung nach nicht nur die
Schaffung von Arbeitsplätzen in der Gegenwart förden, sondern auch verhindern
helfen, dass die Schweiz künftig im weltweiten Konkurrenzkampf ins Hintertreffen
gerät. In den Augen der Gegner sind derartige Stützungsmassnahmen völlig inopportun,
da erstens kein technologischer Rückstand der einheimischen Industrie auszumachen
sei und zweitens ernsthafte Probleme bei der Finanzierung von erfolgversprechenden
Projekten nicht bestehen würden. Die Wirtschaft erwarte vom Staat keine Hilfestellung
bei unternehmerischen Investitionsentscheiden, sondern Zurückhaltung in der
Steuerpolitik, den Abbau von administrativen Vorschriften und die Förderung der
Forschung und Ausbildung.

Im Sinne einer allgemeinen Begünstigung von Risikokapital überwies der NR eine Motion
Feigenwinter (cvp, BL), welche unter anderem die Aufhebung bzw. Reduktion der
Emissionsabgabe bei der Bildung von neuem Risikokapital bei Aktiengesellschaften
verlangt 23

Von den Parteien und Verbänden sprachen sich die CVP, die SP, der Landesring und die
PdA sowie die beiden Gewerkschaften SGB und CNG für die Innovationsrisikogarantie
aus, FDP, SVP, Liberale, EVP, NA und POCH bekämpften sie ebenso wie der Vorort und
der Gewerbeverband. Abweichende Losungen gaben folgende Kantonalsektionen aus:
LdU/SH, CVP/ZG (Nein) sowie FDP/GE, SVP/GR, LP/NE, EVP/SG (Ja). Das Nein der
POCH orientierte sich an wachstumskritischen Argumenten.

Am 22. September lehnte der Souverän die Vorlage mit 695'288 : 917'507 Stimmen
recht deutlich ab. Eine klare Zustimmung ergab sich lediglich in den Kantonen Jura,
Neuenburg, Genf und Tessin; damit zeigte sich einmal mehr, dass die deutschsprachige
Schweiz staatliche Eingriffe ins Wirtschaftssystem spürbar kritischer beurteilt. Eine
Nachanalyse auf Befragungsbasis ergab, dass die Stimmbürger über die IRG zwar
angesichts des komplexen Inhalts recht gut informiert waren, dass sie sich in ihrer
grossen Mehrheit davon jedoch kaum stark betroffen fühlten. Nach der Abstimmung
konnte als Fazit zumindest festgehalten werden, dass die Diskussion über die IRG dazu
geführt hatte, dass gewisse Probleme kleiner und mittlerer Firmen bei der Beschaffung
von Risikokapital erkannt und von Kantonal- und Geschäftsbanken entsprechende
Lösungsmodelle ausgearbeitet worden sind.

Im Nationalrat regte der Freisinnige Bonny (BE) mit einem Postulat die
schwergewichtige Ausrichtung dieses Bundesamtes auf Fragen im Zusammenhang mit
der Technologieförderung an.

Abstimmung vom 22.09.1985

Beteiligung: 40.87%
Ja: 695'288 (43.11%) / Stände: 5.5
Nein: 917'507 (56.89%) / Stände: 17.5

Parolen:
- Ja: CVP (2*), LdU (1*), PdA, SPS (1*), GPS; SGB, CNG
- Nein: EVP (1*), FDP (2*), LPS (1*), NA, POCH, SVP (1*), EDU; Vorort, SGV
- Stimmfreigabe:
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 24
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Wettbewerb

Im Berichtsjahr wurde die Ausführungsgesetzgebung zur 1982 verfassungsmässig
verankerten Preiskontrolle bei Kartellen und marktmächtigen Unternehmen in Angriff
genommen. Die Gestaltung dieser Gesetzgebung berührt wichtige Fragen der
Wettbewerbspolitik. Im Gegensatz zur Preisüberwachung der Jahre 1973-1978 ist die
jetzt zur Diskussion stehende Kontrolle eine Daueraufgabe und nicht in erster Linie
konjunkturpolitisch ausgerichtet. Mit der neuen Verfassungsbestimmung wird die
Verhinderung missbräuchlicher Preiserhöhungen angestrebt. Im Sommer unterbreitete
der Bundesrat Parteien und Verbänden zwei inhaltlich identische Gesetzesentwürfe.
Der eine sah ein Spezialgesetz vor, der andere den Einbau der
Preisüberwachungsbestimmungen ins Kartellgesetz. Nach dem Vorschlag der
Landesregierung sollte eine Einzelperson die Funktion des Preisüberwachers ausüben.
Angelpunkt der Vernehmlassungsvorlage stellte aber die Absicht dar, den Kostenpreis
zum Kriterium der missbräuchlichen Preiserhöhung zu machen und eine Melde- und
Begründungspflicht für vorgesehene Preiserhöhungen einzuführen. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.08.1983
REGINA ESCHER

Die Frage des Einbaus der Preisüberwachung ins Kartellrecht war im Februar von der
nationalrätlichen Kommission aufgeworfen worden, welche sich mit der Revision des
Kartellgesetzes befasste. Das Gremium ersuchte den Bundesrat um einen Zusatzbericht
zu diesem Thema. In Erwartung des Berichts klammerte die Kommission die
Preiskontrolle vorerst aus ihren Beratungen aus. 26
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Während die Unternehmerverbände, die FDP und die SVP den Vorentwurf des
Bundesrates weitgehend ablehnten, gaben Konsumentenorganisationen,
Gewerkschaften und Sozialdemokraten ihrem Willen Ausdruck, in den
parlamentarischen Gremien für die Einsetzung des Preisüberwachers zu kämpfen. Die
wohl vehementeste Kritik an der Vernehmlassungsvorlage erfolgte von seiten des
Vororts. Dieser wendet sich gegen die Abstützung auf den Kostenpreis bei der
Missbrauchsdefinition; mit einem solchen Vorgehen werde faktisch eine
Gewinnkontrolle eingeführt, was die Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft
beeinträchtigen müsste. Stattdessen empfiehlt der Vorort, zur Beurteilung der Preise
im Sinne einer Saldomethode mehrere Kriterien heranzuziehen. Die Melde- und
Begründungspflicht für Preiserhöhungen übersteigt nach seiner Stellungnahme den
Verfassungsauftrag und ist unverhältnismässig. Nach Ansicht des Gewerbeverbandes ist
diese Pflicht gar wirtschaftsfeindlich. Wie der Vorort lehnt auch der Zentralverband der
Arbeitgeber die Kostenmethode ab; Preise orientierten sich nicht an den Kosten,
sondern am Markt. Demgegenüber kann es nach Meinung des SGB kein anderes
Verfahren der Preisüberwachung geben als die Untersuchung der Kostenveränderungen
und -bestandteile. Der SGB betonte zudem, dass die Wirkung der Kontrolle nicht durch
die Ausnahme von bestimmten Sachgebieten und Wirtschaftszweigen vermindert
werden dürfe. Insbesondere sei das Begehren der Banken abzuweisen, die
Hypothekarzinsen nicht einzubeziehen; die Zinsfestsetzung stelle eines der striktesten
Kartelle dar. Die Konsumentinnenorganisationen – die Initiantinnen der
Preisüberwachung – setzten sich für eine Gleichbehandlung öffentlicher und privater
Monopole ein. Die Präsidentin des Konsumentinnenforums der deutschsprachigen
Schweiz, die Zürcher Nationalrätin Monika Weber (ldu), nahm an einer Pressekonferenz
gegen die Idee Stellung, die Preisüberwachung der ohnehin überlasteten
Kartellkommission anzuvertrauen. 27
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Das bedeutendste Ereignis auf der Ebene der Wettbewerbspolitik stellte die
Veröffentlichung der Botschaft zu einem Preisüberwachungsgesetz für Märkte mit
Kartellen und marktmächtigen Unternehmen dar. Es handelt sich dabei um die
Ausführungsgesetzgebung zur 1982 vom Volk gegen den Willen der Regierung und des
Parlamentes gutgeheissenen Initiative der Konsumentenschutzverbände. Der
Geltungsbereich des neuen Gesetzes umfasst Preise für Waren, Dienstleistungen und
Kredite auf Märkten mit Kartellen oder marktmächtigen Unternehmen auf der
Anbieterseite. Besteht auf solchen Märkten allerdings trotzdem ein wirksamer
Wettbewerb, so wird Preismissbrauch grundsätzlich ausgeschlossen. Als missbräuchlich
befundene Preise im privaten Bereich können von der Kontrollbehörde mittels einer
Verfügung korrigiert werden, bei sogenannt administrierten Preisen (z.B. Posttaxen
oder Tarife öffentlicher Verkehrsunternehmungen) steht ihr hingegen bloss ein
Empfehlungsrecht zu. In seiner Botschaft spricht sich der Bundesrat für ein eigenes
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Gesetz und gegen eine Integration in das Kartellgesetz aus. Mit der
Überwachungsaufgabe soll eine in die Verwaltungshierarchie eingegliederte
Einzelperson – mit zugehörigem Stab – betraut werden. Nachdem in diesen beiden
Punkten den Wünschen der Initiantinnen Rechnung getragen wurde, berücksichtigt der
Entwurf in anderen Bereichen auch anlässlich der Vernehmlassung von
Arbeitgeberseite sowie von der Kartellkommission vorgebrachte Einwände. So bildet bei
der Frage, wann ein Preismissbrauch vorliegt, das Kostenprinzip nur noch eine der
verschiedenen zu berücksichtigenden Evaluationsmethoden. Aufgrund der Annahme,
dass der Preisüberwacher ohnehin ausreichend mit Meldungen aus dem Publikum
versorgt werden wird, verzichtet der Entwurf auf die beträchtlichen administrativen
Aufwand verursachende Meldepflicht für Preiserhöhungen. 28

Der Gesetzesentwurf wurde sowohl von den Befürwortern als auch von den
seinerzeitigen Gegnern der Volksinitiative als politisch gangbarer Kompromiss
gewertet. Es wurde freilich ebenfalls darauf aufmerksam gemacht, dass sich in weiten
Bevölkerungskreisen Enttäuschung verbreiten könnte, wenn diese konstatieren
müssten, dass der von ihnen herbeigewünschte Preisüberwacher bei einer Vielzahl von
Preiserhöhungen infolge der wettbewerbspolitischen Beschränkung seines
Aktionsfeldes gar nicht eingreifen kann. Noch vor der Veröffentlichung der Botschaft
hatten der SGB, der Schweizerische Mieterverband und die Stiftung für
Konsumentenschutz in einer gemeinsamen Eingabe die Unterstellung der Kredite unter
das Gesetz verlangt.

Die namhafteste Opposition kam von den Banken, die sich gegen den Einbezug der
Kredite und damit der Zinsen wandten. Da in diesem Bereich oft in sogenannten
Konvenien lokale Absprachen vorgenommen werden, könnten gewisse Zinsen (z.B. für
Hypotheken) von der Kontrolle erfasst werden. Vorgesehen ist allerdings, dass die
geldpolitisch motivierten Massnahmen der Nationalbank damit nicht unterlaufen
werden dürfen. Die vorberatende Kommission des Nationalrates stimmte mit knapper
Mehrheit für die Unterstellung der Kredite unter das Preisüberwachungsgesetz und
nahm auch sonst am Entwurf keine bedeutenden Anderungen vor. 29
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Spürbar geringer fiel demgegenüber der allgemeine Zufriedenheitsgrad nach der
parlamentarischen Behandlung des Preisüberwachungsgesetzes für Waren und
Leistungen marktmächtiger Unternehmen und Organisationen, namentlich von
Kartellen, aus. Hauptstreitpunkt bei diesem Gesetz, das den 1982 vom Volk
angenommenen Verfassungsartikel über die Preiskontrolle realisieren will, bildete die
Frage, ob es auf den erwähnten Märkten sämtliche Preise für Güter und
Dienstleistungen erfassen soll. Die Konfliktlinie im Parlament verlief ähnlich wie beim
Kartellgesetz. Die Fraktionen der FDP, der SVP und der Liberalen sowie ein Teil der CVP
plädierten für eine Nichtunterstellung der Zinsen auch in den Fällen, wo diese, wie etwa
die Hypothekarzinsen, von regionalen Zinskonvenien festgelegt werden. Das
ungehinderte Funktionieren dieser Abmachungen ist ihrer Meinung nach für die
Existenz der kleinen Banken lebenswichtig. Zudem hielten sie dafür, dass die Entgelte
für das Bereitstellen von Kapital (Zinsen) analog zu den Entschädigungen für den Einsatz
von Arbeitskraft (Löhne) behandelt werden müssten. Der Bundesrat sprach sich im
Sinne eines einheitlichen Wettbewerbsrechts gegen die Ausklammerung bestimmter
Branchen aus; eine Gefährdung der Durchführung geldpolitisch begründeter
Massnahmen der Nationalbank durch die Preisüberwachung hatte er in seinem Entwurf
von vornherein ausgeschlossen. Unter Namensaufruf strichen der Nationalrat (90 : 79
Stimmen) und der Ständerat (25 : 7) die Kredite aus dem Kompentenzbereich des
Preisüberwachers. Ebenfalls nicht zur Zufriedenheit der Initianten fielen die Entscheide
in bezug auf die Überwachung von Preisen aus, die entweder von den Behörden
festgelegt resp. genehmigt oder aber durch eine Verwaltungsinstanz kontrolliert
werden. Gemäss Ratsbeschluss kommt dem Preisüberwacher im ersten Fall lediglich ein
Empfehlungsrecht zu, im zweiten muss er nicht einmal – wie dies die Exekutive
immerhin vorgeschlagen hatte – konsultiert werden. In persönlichen Erklärungen im Rat
bezeichneten enttäuschte Vertreterinnen der Konsumenten, aber auch ein Sprecher
der SP das Gesetz als nicht dem Verfassungsauftrag entsprechend. Erstere lehnten die
Vorlage bei der Schlussabstimmung im Parlament ab, die SP und die äussere Linke
enthielten sich der Stimme. Da im neuen Gesetz u.a. die Versicherungsprämien, die
Spitaltaxen, die Verkehrstarife, die Hypothekarzinsen und die Preise für
Landwirtschaftsprodukte der Verfügungsgewalt des Preisüberwachers entzogen sind,
kann nach Ansicht der Kritiker davon kein namhafter Beitrag zur Tiefhaltung der
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Lebenskosten erwartet werden. Immerhin verzichteten die Opponenten in der Folge
darauf, das Referendum zu ergreifen; die Fédération romande des consommatrices
kündigte jedoch eine neue Volksinitiative an, in welcher unter anderem die Zinsen
explizite Erwähnung finden sollen. 30

Wirtschaftsordnung

Wie bereits im Vorjahr standen 1984 kaum Grundsatzdebatten über das
Wirtschaftssystem im Vordergrund. Vielmehr ging es um die Frage, von welchem
Moment an staatliche Aktivitäten und Interventionen sich negativ auf die
Entwicklungsmöglichkeiten eines grundsätzlich marktwirtschaftlichen Systems
auszuwirken beginnen. Der weitgehend graduelle Charakter dieser Kontroverse zeigte
sich in der Strukturpolitik, wo die bürgerlichen Parteien staatliche Interventionen im
Rahmen der Regionalpolitik zwar günstig beurteilten und für ausbauwürdig hielten, ein
Teil von ihnen hingegen Eingriffe zur Unterstützung der Unternehmen bei der
Entwicklung und Verwendung neuer Technologien kategorisch ablehnte. In diesem
Bereich ist ihrer Meinung nach der Wirtschaft am besten mit der Schaffung günstiger
Rahmenbedingungen, d.h. einem Abbau von fiskalischen und administrativen
Belastungen sowie einer auf die Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichteten
Forschungs- und Bildungspolitik geholfen.

Eine wohl nicht ganz ernst gemeinte Volksinitiative «Eigentum für alle», mit der eine
radikale Umkrempelung der Besitzverhältnisse angestrebt wurde, fand bei keiner
bekannten politischen Organisation Unterstützung und ist nicht zustandegekommen. 31
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Geld, Währung und Kredit

Banken

En ligne avec l'introduction de l'échange automatique de renseignements (EAR) avec 41
États partenaires, validé en 2017, l'introduction de l'EAR relatifs aux comptes
financiers avec la République de Singapour, Hong Kong, Anguilla, les Bahamas, Bahreïn,
le Qatar, le Koweït, Nauru, les communes outre-mer des Pays-Bas et le Panama a été
adopté par le Conseil des États. Lors des débats, Ueli Maurer a plaidé pour un
développement des normes financières en parallèle avec la pratique internationale.
Aucune opposition notoire n'est à signaler. 32
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L'objectif de la législation too-big-too-fail (TBTF) est de renforcer les fonds propres
des établissements d'importance systémique afin de garantir leur solvabilité en cas de
crise. Or, l'émission d'instrument TBTF, tels que les bail-in bonds, les write-off bonds
ou les contingent convertible bonds, entraîne potentiellement une hausse des impôts
sur le bénéfice. Cette hausse grève les fonds propres ce qui est contraire à l'objectif
initial de la législation TBTF. Ainsi, le Conseil fédéral a soumis au Parlement une loi qui
adapte le calcul de la réduction pour participation. Elle prend en compte le transfert
de fonds provenant de la société mère vers les groupes de la société afin d'éviter une
imposition multiple. Concrètement, la loi adapte le calcul de la réduction pour
participation afin que les intérêts ne soient plus pris en compte, et que les fonds qui
proviennent d'instruments TBTF ne soient plus comptabilisés dans le bilan de la société
mère.La chambre du peuple a adopté l'adaptation par 182 voix. Lors des débats, la
droite a proposé d'étendre l'exemption à d'autres branches afin de maintenir une
égalité de traitement avec les banques d'importance systémique. Néanmoins, par 122
voix contre 59, les parlementaires ont refusé d'étendre le champ d'application de la loi.
Ils suivent ainsi la volonté du Conseil fédéral qui vise à réduire au maximum la portée
fiscale de cette exception. 33
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La loi «too-big-to-fail» vise le renforcement des capitaux propres des banques
d’importance systémique afin d’éviter leur faillite. Cette législation découle de la crise
financière de 2008 et des adaptations subséquentes en matière de capitalisation.
Néanmoins, cette nouvelle législation augmente la charge fiscale des établissements
bancaires d’importance systémique. Pour réduire cette incohérence, le Conseil fédéral
a soumis une nouvelle loi qui adapte le calcul de réduction de la participation. Après le
Conseil national, la chambre des cantons a adopté à l’unanimité cette nouvelle
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exception. 34

Le Conseil national s'est penché sur l'introduction de l'EAR relatifs aux comptes
financiers avec la République de Singapour, Hong Kong, Anguilla, les Bahamas, Bahreïn,
le Qatar, le Koweït, Nauru, les communes outre-mer des Pays-Bas et le Panama. Seul
l'UDC s'est opposée à l'introduction de l'échange automatique de renseignements avec
les pays sus-mentionnés. Néanmoins, les voix de l'UDC n'ont pas pesé lourd face au
reste de la chambre du peuple. L'introduction de l'EAR a donc été adoptée. 35
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Alors que la Suisse applique l'échange automatique de renseignements en matière
fiscale (EAR) depuis 2017, le Conseil fédéral soumet au Parlement une modification de
la loi sur l'échange automatique de renseignements (LEAR). Cette modification vise
l'intégration des observations du Forum mondial. Parmi les modifications, il est
notamment possible de mentionner la levée d'exception qui s'applique aux
communautés de propriétaires par étage, l'utilisation du dollar américain comme
monnaie de référence et l'obligation de conserver les documents pour les institutions
financières helvétiques. Par contre, les parties prenantes de la consultation ont refusé
de lever l'exception pour les association et fondations. Par conséquent, le Conseil
fédéral l'a retirée du projet. La mise en application, après l'adoption par le Parlement,
ne devrait pas arriver avant début 2021. 36
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Le Conseil national a adopté, par 190 voix contre 2 (UDC), la révision partielle de la loi
sur l'échange automatique de renseignements (LEAR). La chambre du peuple a suivi les
recommandations de sa Commission de l'économie et des redevances (CER-CN) qui
préconisait l'adoption, sans modification, par 17 voix contre 7. Pour sa part, le conseiller
fédéral Ueli Maurer a rappelé que la Suisse voulait désormais se positionner comme une
des places financières internationales les plus transparentes. L'objet est transmis au
Conseil des Etats. 37
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Le Conseil des Etats a adopté, par 41 voix et 1 abstention, la révision partielle de la loi
sur l'échange automatique de renseignements (LEAR). La Suisse s'aligne donc sur les
recommandations du Forum mondial sur la transparence et l'échange de
renseignements. La révision applique notamment l'échange automatique aux
communautés de propriétaires par étage et aux communautés de copropriétaires. De
plus, elle fixe les seuils déterminants en dollar américain et oblige les institutions
financières helvétiques à conserver les documents nécessaires légaux. Finalement,
l'Administration fédérale pourra suspendre un accord d'échange automatique avec un
Etat partenaire en cas de non-respect des exigences de l'OCDE. Par contre, les
comptes en monnaie électronique et les organisations d'utilité publique ne seront
toujours pas soumis aux obligations d'échange de l'information. 38
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Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil fédéral a présenté son message sur la modification de la loi sur l'agriculture
visant à introduire des paiements directs. Cette réforme est l'aboutissement de
plusieurs années de débats sur le problème du revenu paysan et des prix des produits
agricoles. S'inspirant de nombreuses interventions parlementaires, du rapport de la
commission Popp, et se plaçant dans la philosophie du 7e rapport sur l'agriculture, le
gouvernement, après une procédure de consultation encourageante, a proposé au
parlement des nouveaux articles 31a et 31b de la loi sur l'agriculture, qui prévoient
l'introduction de paiements compensatoires selon deux modes. Le premier est
composé de paiements directs complémentaires de caractère général et non liés à la
production. Ceux-ci sont destinés à compenser une politique des prix qui sera à
l'avenir plus respectueuse des règles du marché et à rémunérer des prestations
d'intérêt public. Ils devront, en outre, encourager l'agriculture de type familial, la
protection de l'environnement et la collaboration entre les exploitations. Le montant
des paiements directs dépendra d'une série de critères dont, notamment, le type de
l'exploitation et sa surface. Le second concerne des paiements directs destinés à
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soutenir des formes d'exploitation respectueuses de l'environnement. Ceux-ci seront
versés sur une base contractuelle et les critères d'octroi devraient être un emploi
moindre d'engrais ou de produits de traitement, une attention particulière vouée aux
animaux et le respect des mécanismes naturels et des équilibres écologiques.

Les besoins en paiements directs devraient atteindre un montant situé entre CHF 200
et 300 Mio. par année. Cette somme pourra être partiellement compensée par une
baisse des prix à la consommation et un accroissement de certaines recettes. Le
surplus de dépenses pour la Confédération devrait se monter à CHF 100 Mio.

Dans le même paquet législatif, le gouvernement a encore proposé une modification de
la loi visant à adapter la formation professionnelle aux besoins nouveaux, à l'harmoniser
avec la loi fédérale sur la formation professionnelle et à permettre la création de
nouvelles filières de formation ou de perfectionnement. 39

Le Conseil national, pour sa part, fit également un bon accueil à cette modification
législative. La Chambre fut ainsi généralement unanime pour admettre la nécessité de
réformer la politique agricole. La façon de le faire divisa cependant les parlementaires.
Les bourgeois, outre qu'ils se sont inquiétés du financement des paiements directs, ont
considéré ces derniers principalement sous l'angle d'une compensation des pertes de
revenu dues à une dérèglementation progressive, alors que la gauche et les écologistes
entendaient donner un plus grand poids aux paiements directs à caractère écologique.
Sous la pression de cette minorité, des modifications ont été apportées au projet initial
dans le sens d'une écologisation des paiements directs. C'est ainsi que les députés,
contre l'avis de leur commission, ont instauré le principe, à moyen terme (cinq ans),
d'une égalité de volume entre paiements directs économiques et écologiques. Ils ont
par contre refusé de subordonner exclusivement le versement de paiements directs à
des prestations à caractère écologique. Par ailleurs, la chambre a encore introduit,
toujours sous l'impulsion de la gauche et des verts, une limitation de l'octroi de
paiements directs en fonction des revenus et de la fortune de l'agriculteur. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Lors de la procédure d'élimination des divergences, le Conseil des États a ramené les
critères de limitation d'octroi de paiements directs au seul revenu agricole, sur
proposition de compromis d'A. Cottier (pdc, FR). La grande chambre s'est finalement
ralliée de justesse à cette proposition, la gauche et les écologistes entendant
fermement revenir à la proposition initiale. En revanche, la petite chambre a accepté la
disposition introduite par le Conseil national visant à terme à une égalité entre
paiements directs généraux et écologiques. Face à ces modifications, des menaces de
référendum sont venues des rangs de la droite, libéraux et démocrates du centre en
particulier, qui étaient opposés à toute limitation en fonction du revenu ou de la
fortune et qui n'ont guère goûté la disposition prévoyant la parité entre paiements
directs généraux et écologiques. 41
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En fin d'année, le gouvernement a mis en consultation les deux ordonnances
destinées à mettre en application les modifications de la loi sur l'agriculture. En 1993,
CHF 150 Mio. devraient ainsi être consacrés aux paiements directs généraux et 40
millions pour les paiements directs à caractère écologique. Le texte définit les ayant
droit, les montants des paiements ainsi que leurs conditions d'octroi. Pour les
paiements généraux, les paysans doivent exploiter une entreprise d'au moins 3
hectares et n'utiliser comme main d'oeuvre que sept personnes au plus extérieures à
leur famille. Les sommes dévolues, pour les entreprises de plus de 10 hectares, seront
de CHF 1'000 par domaine en plaine et de CHF 2'000 en montagne. En plus, CHF 200
par an et par hectare seront versés. Pour les contributions écologiques, l'ordonnance
définit quelles sont les formes particulièrement respectueuses de l'environnement qui
méritent une indemnisation. Il s'agit de la production intégrée, de la culture biologique,
de la détention d'animaux de rente en plein air, des surfaces de compensation
écologiques et de certaines surfaces assolées. 42
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En plénum, la Chambre s'est ralliée à sa commission pour ce qui concerne le
financement des paiements directs. Elle a cependant refusé d'accepter la proposition
de majorité qui entendait lier l'octroi de tout paiement direct à un minimum
d'exigences écologiques. De même, elle a rejeté des propositions de minorité rose-
verte d'introduire des taxes incitatives et de faire dépendre tout paiement direct d'une
conversion aux modes de production biologiques. Un front bourgeois, emmené par J.-
N. Philipona (prd, FR) et soutenu par J.-P. Delamuraz, a fait barrage aux arguments
favorables à une écologisation des paiements directs en assurant que cela conduirait à
promouvoir une agriculture trop chère, donc peu rentable, qui serait condamnée à
terme. Par ailleurs, le Conseil national a suivi la décision de la petite chambre de 1993
de rejeter l'initiative de l'USP «pour une agriculture paysanne compétitive et
respectueuse de l'environnement». Pour sa part, le Conseil des Etats a facilement
accepté le projet d'article constitutionnel de la grande chambre.
Suite aux débats parlementaires, l'USP a retiré son initiative.
(c.f. aussi: Positions de l'USP en 1990) 43
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SERGE TERRIBILINI

Forstwirtschaft

Le débat s'est poursuivi, au parlement, sur la nouvelle loi sur les forêts visant à
remplacer celle datant de 1902. Ce texte ajoute aux dispositions purement
économiques du précédent des mesures relatives à la conservation qualitative de la
forêt helvétique. Il avait été bien accueilli par le Conseil des États en 1989. La
commission du Conseil National a cependant entrepris de renforcer sa dimension
écologique, notamment en donnant le devoir aux cantons, dans le but d'une meilleure
conservation des espèces de la faune et de la flore, de délimiter certaines surfaces
destinées à devenir des réserves forestières, et a prévu une limitation supplémentaire
de la circulation des camions au sein des forêts. Elle a également marqué son
désaccord quant à la décision de la petite chambre de biffer l'obligation faite aux
cantons de prélever la plus-value du terrain qui résulte d'un déboisement autorisé. Au
total, 15 divergences ont été créées par rapport au Conseil des Etats. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.10.1990
SERGE TERRIBILINI

La Conférence des chefs de départements forestiers s'est vigoureusement opposée
au projet du Conseil fédéral de réduire ses subventions à l'économie forestière. Cette
mesure, prise dans le cadre du programme d'économies de la Confédération, prévoyait
en effet une diminution de 10% des contributions aux coûts engendrés par la
protection contre les catastrophes naturelles, et des réductions de même importance
pour d'autres rubriques (indemnités, soins aux jeunes peuplements, etc.), ainsi qu'une
suppression des subventions aux remaniements parcellaires forestiers. Dans un
premier temps, le Conseil des Etats a d'ailleurs rejeté, mais de peu, ces réductions
linéaires (montant total d'environ 20 millions de CHF). Le Conseil national est toutefois
revenu sur cette décision et a adopté le projet du gouvernement. Lors de la procédure
d'élimination des divergences, la petite chambre s'est ralliée à la décision de ce
dernier. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a chargé le DETEC de revoir son projet de nouvelle loi sur les forêts.
Le gouvernement a notamment demandé qu’il examine des variantes supplémentaires,
dont celle de la suppression totale des subventions fédérales à l’économie forestière.
Le nouveau projet de loi élaboré par le DETEC, qui a nécessité de longues consultations
avec les milieux intéressés, prévoyait de poursuivre le soutien à hauteur d’environ 95
millions de francs par an. Le coût de la nouvelle politique forestière pour l’ensemble
des collectivités publiques s’élevait ainsi à 2,7 milliards de francs jusqu’en 2015. Cette
dépense allait cependant à l’encontre de la majorité bourgeoise du gouvernement, qui
jugeait que le secteur forestier et les forêts pouvaient survivre sans argent public. En
juin, la Commission de l’environnement du Conseil des Etats s’est toutefois prononcée
à l’encontre d’une suppression de toutes les subventions et réglementations de
production dans la loi. La commission s’est en outre déclarée surprise et fâchée que le
Conseil fédéral ait laissé examiner une telle variante.
Après s’être penché sur la question à plusieurs reprises, et après un débat très
controversé en son sein, le gouvernement a finalement rendu sa copie fin juin. Dans cet
avant-projet de loi mis en consultation jusqu’à la fin octobre, la Confédération
continuerait à s’impliquer financièrement dans le domaine forestier à hauteur de 140
millions de francs par an, mais mettrait l’accent sur les forêts protectrices et la
diversité biologique. Les subsides à l’économie privée seraient toutefois partiellement
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réduits, au profit de contrats de prestation avec les cantons et les communes. Le
gouvernement a par ailleurs proposé, afin de favoriser l’entretien et l’exploitation des
forêts, d’assouplir, dans les régions où la forêt avance rapidement, la règle qui veut que
chaque arbre abattu soit obligatoirement remplacé.
La consultation s’est terminée en fin d’année. Contesté par la gauche et les milieux
écologistes, le projet de révision de la loi sur les forêts a subi de vives critiques. Le
Conseil fédéral a toutefois reçu le soutien des partis bourgeois et, dans une moindre
mesure, des paysans. Selon les Verts, la faiblesse de l’économie forestière est à
chercher dans le manque de coopération dans la filière bois, dans les structures
administratives et d’exploitation inefficaces, ainsi que dans les lois cantonales. Pour
eux, la révision proposée n’a pas répondu pas à ces lacunes. Le PS y a vu, pour sa part,
un pas vers une libéralisation totale de l’économie forestière, à laquelle il s’oppose. Les
milieux de l’économie forestière ont également jugé la révision insuffisante. Le PDC a
défendu le projet, de même que l’UDC et le PRD, qui ont jugé qu’il apporte une plus
grande efficacité à l’économie forestière. Les cantons se sont montrés, quant à eux,
sceptiques. Pour eux, la révision de la loi ne permet en effet pas d’atteindre les
objectifs fixés par le Programme forestier suisse (Le Programme forestier suisse,
élaboré en 2002 et en 2003, est un programme d'action politique. Il contient une
projection de l'état souhaité de la forêt, avec des objectifs à long terme quantifiés pour
l'année 2015, ainsi qu'une stratégie définissant les mesures à prendre et les
instruments à créer). 46

Landwirtschaft und Umweltschutz

En début d’année, le Conseil fédéral a chargé Moritz Leuenberger de préparer un projet
de révision de la loi sur l’aménagement du territoire, afin de faciliter le recours des
paysans à des activités accessoires lucratives, telles que l’agrotourisme. La procédure
de consultation a été lancée fin avril. Dans son message du 2 décembre, le Conseil
fédéral a présenté trois assouplissements de la loi visant à faciliter les activités
accessoires non agricoles mais étroitement liées à l’entreprise agricole (chambres
d’hôtes, coucher dans le foin, sociothérapies, notamment). Premièrement, la
possibilité d’exercer une activité accessoire de ce genre sera étendue à toutes les
entreprises agricoles et ne sera plus réservée à celles dont la survie dépend d’un revenu
supplémentaire. Deuxièmement, des agrandissements modestes seront autorisés
lorsque l’espace pour installer une activité accessoire fait défaut ou est insuffisant.
Troisièmement, l’agriculteur pourra engager du personnel destiné à travailler
exclusivement dans le nouveau secteur para-agricole, pour autant que la famille
paysanne fournisse la partie prépondérante du travail nécessaire. Le gouvernement a
en outre prévu des dispositions en ce qui concerne les constructions et les installations
destinées à la production d’énergie à partir de biomasse, et la réaffectation de
bâtiments qui ne sont plus utilisés pour les activités agricoles. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil national a examiné le projet de révision partielle de la loi sur
l’aménagement du territoire durant l’année sous revue. Malgré une proposition de
non-entrée en matière déposée par le groupe des Verts, au motif que la révision
proposée affaiblirait l’aménagement du territoire en Suisse (la distinction entre zones à
bâtir et zones non constructibles devenant de plus en plus floue), le plénum a décidé
d’entrer en matière sur le projet par 155 voix contre 12. Socialistes, démocrates-
chrétiens et radicaux ont soutenu cette révision, émettant seulement quelques
critiques à son égard. L’UDC a également soutenu ce projet, même s’il aurait souhaité
une révision plus audacieuse. Des minorités de la Commission de l’environnement, de
l’aménagement du territoire et de l’énergie, presque exclusivement composées de
membres du groupe UDC, ont d’ailleurs proposé d’assouplir davantage encore les règles
d’aménagement du territoire applicables aux zones agricoles. Une minorité emmenée
par le député Toni Brunner (udc, SG) a par exemple réclamé que soit biffé l’art. 27a,
selon lequel les cantons peuvent introduire des règles de protection du paysage plus
restrictives que celles prévues par la loi fédérale. Cette proposition a toutefois été
rejetée par 112 voix contre 56. Le conseil a introduit dans le projet de loi une
disposition qui impose aux activités accessoires non agricoles de satisfaire aux mêmes
exigences légales et aux mêmes conditions-cadre que les entreprises commerciales ou
artisanales en situation comparable dans la zone à bâtir. Au vote sur l’ensemble, le
projet a été adopté par 139 voix contre 18. 48
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Si le projet a également donné matière à contestation au Conseil des Etats, il a
cependant été soutenu par la plupart des parlementaires qui avaient émis des critiques
en commission. Malgré ces objections, relatives notamment à l’absence d’un concept
global et au morcellement du paysage qui pourrait résulter de cette révision, l’entrée en
matière a été décidée sans opposition. Lors de la discussion par articles, le plénum n’a
pas tenu compte de la proposition formulée par le Conseil national, qui prévoyait
d’autoriser les installations nécessaires à la production de compost dans une
exploitation agricole. Il a préféré s’en tenir à la version du Conseil fédéral en
approuvant la mise en place d’installations destinées à la production d’énergie à partir
de la biomasse, mais en rejetant celles nécessaires à la production de compost. Une
minorité de la commission, emmenée par le député radical Thomas Pfisterer (AG), s’est
opposée à ce que les entreprises agricoles soient autorisées à se lancer dans
l’agrotourisme ou dans des activités accessoires non agricoles étroitement liées à
l’entreprise agricole, si elles ne sont pas tributaires d’un revenu complémentaire. La
disposition contestée habilite en outre lesdits agriculteurs à effectuer des
«agrandissements mesurés […] lorsque les constructions et installations existantes sont
trop petites». Thomas Pfisterer a estimé qu’une telle pratique pénaliserait non
seulement les exploitants d’entreprises commerciales ou artisanales dans les zones
constructibles du fait du prix plus élevé de ces terrains, mais aussi les agriculteurs
installés dans cette zone et les non-agriculteurs situés hors de la zone à bâtir. Le
député a souligné que cette question relevait selon lui de l’égalité de traitement. Le
conseiller fédéral Moritz Leuenberger a demandé au plénum de ne pas accepter la
proposition du député Pfisterer, car celle-ci conduirait à des inégalités de traitement
entre les agriculteurs, puisque les entreprises florissantes, qui sont particulièrement
attrayantes pour l’agrotourisme, se verraient interdire l’exercice d’activités accessoires
non agricoles. La proposition de la minorité Pfisterer a finalement été rejetée par 34
voix contre 3. Au vote sur l’ensemble, le projet a été approuvé par 32 voix contre 2 et 2
abstentions. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2006
ELIE BURGOS

Lors de la session parlementaire d’hiver, le Conseil national a maintenu sa position sur
d’ultimes petites divergences, et notamment sur l’autorisation de construire, dans une
exploitation agricole, des installations nécessaires à la production de compost. Il s’est
en revanche rallié au Conseil des Etats sur une question de procédure. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.2006
ELIE BURGOS

Durant l’année sous revue, les chambres ont éliminé les dernières divergences sur le
projet de révision partielle de la loi sur l’aménagement du territoire, débuté en 2006.
Au vote final, le projet de loi modifié a été adopté par 38 voix contre 3 au Conseil des
Etats, et par 175 voix contre 14 au Conseil national (les députés écologistes étant les
seuls à s’y opposer). 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.07.2007
ELIE BURGOS

Prenant acte de l'acceptation de deux motions identiques lancées par Sylvia Flückiger-
Bäni (udc, AG) pour la chambre basse (17.3843) et Peter Föhn (udc, SZ) pour la chambre
haute (17.3855), le Conseil fédéral propose de modifier la loi sur l'environnement afin
d'interdire la mise sur le marché de bois récolté illégalement. Comme expliqué au
plénum par le rapporteur francophone de la CEATE-CN, Jacques Bourgeois (plr, FR), les
deux motions avaient pour visée de rendre le droit suisse en la matière compatible avec
le droit européen. En effet, actuellement, les exportateurs de bois suisse sont pénalisés
par des entraves au commerce. Une reprise de la législation européenne permettrait
ainsi d'éviter de contrôler 96 pourcents des importations concernées. L'autre intérêt
est d'ordre écologique, comme expliqué par le rapporteur germanophone de la
commission, Bastien Girod (verts, ZH). Il énumère les problèmes liés à une
déforestation non contrôlée des forêts tropicales, notamment la perte de biodiversité,
le réchauffement climatique et la désertification des zones défrichées. L'écologiste
précise que la commission a ajouté deux aspects au projet du Conseil fédéral.
Premièrement, elle souhaite conserver l'actuelle obligation faite aux commerçant.e.s
d'informer les consommateurs et consommatrices de l'origine et du type du bois
utilisé. Et deuxièmement, elle propose d'habiliter le Conseil fédéral à définir des
exigences pour la mise sur le marché d'autres produits et matières premières pouvant
avoir un impact négatif sur l'environnement – l'huile de palme étant pris comme
exemple. L'exécutif se verrait même le droit d'interdire l'importation de certains
produits. Ceci fait écho aux nombreux débats sur l'huile de palme et les accords de
libre-échange facilitant son importation.
Alors que le projet du Conseil fédéral ne trouve pas d'opposition au sein de la chambre
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du peuple, la deuxième proposition formulée par la majorité de la commission ne fait
pas l'unanimité, le groupe de l'UDC estimant que cet ajout est de trop, comme expliqué
par Hansjörg Knecht (udc, AG). Les deux motions, dont débouchait le projet initial de
l'exécutif, ne mentionnent à aucun moment d'autres produits que le bois. Adèle
Thorens (verts, VD), prenant la parole au nom du groupe des Verts, considère que cette
disposition est cohérente avec le reste du projet, le bois n'étant pas la seule matière
première importée pouvant avoir un impact environnemental néfaste à l'étranger.
L'acceptation de cette disposition permettrait de plus au Conseil fédéral d'agir
rapidement afin d'interdire ou de limiter l'importation d'autres produits qui se
révéleraient problématiques.
L'exécutif se montre favorable à cet ajout. La conseillère fédérale en charge des
questions environnementales, Simonetta Sommaruga, explique, en effet, que cette
disposition est similaire aux propositions que le Conseil fédéral avait formulées dans le
contre-projet à l'initiative «Pour une économie verte»; qui avait été finalement refusé
par le parlement. Elle tient à souligner qu'avant d'interdire tout produit, l'exécutif va
toujours chercher, en premier lieu, à résoudre les situations problématiques avec les
acteurs économiques concernés par le biais de mesures volontaires et incitatives. 
Lors du vote, une majorité du parlement (101 voix contre 76 et 2 abstentions) soutient
l'ajout de cette disposition octroyant plus de compétences au Conseil fédéral,
l'ensemble de la gauche et des partis du centre y étant favorable. Des voix éparses de
soutien sont également à trouver dans les rangs de l'UDC et du PLR. Lors du vote sur
l'ensemble, seuls trois députés (2 UDC et 1 PLR) s'opposent au projet, qui passe donc
aux mains du Conseil des Etats. 52

Moyennant de légères modifications du projet de révision de la Loi sur la protection de
l'environnement (LPE), le Conseil des Etats a suivi la chambre basse afin d'interdire la
mise sur le marché de bois récolté illégalement. Il a, par là-même, rejeté par 11 voix
contre 27 la proposition du sénateur Wicki (plr, NW) de renvoyer le projet en
commission. Le président de l'association des propriétaires forestiers ForêtSuisse,
Daniel Fässler (pdc, AI) a, en effet, expliqué qu'un renvoi en commission ne faisait que
peu de sens. Le projet discuté permettra de résoudre une situation vue comme
absurde par les exportateurs de bois suisse qui sont aujourd'hui mis, par l'UE, à la
même enseigne que les exportateurs provenant de pays pratiquant des coupes illégales.
Hans Wicki avait justifié sa volonté de renvoi en commission par le besoin d'analyser la
version modifiée par le Conseil national de l'article 35e alinéa 3 de la Loi sur la
protection de l'environnement qui stipule que le Conseil fédéral peut mettre des
conditions à l'importation – voire édicter une interdiction – de produits et matières
premières nuisibles à l'environnement. Pour le sénateur de Suisse centrale, cette
modification aurait mérité une consultation des milieux concernés, les termes
«produits» et «matières premières» étant trop flous. Simonetta Sommaruga a tenu à
préciser que le Conseil fédéral soutient tant cette extension de l'art. 35 alinéa 3 – car le
Conseil fédéral serait soumis à un certain nombre de conditions en cas d'activation de
cet article – que le second ajout du Conseil national consistant à rendre obligatoire
d'informer les consommateurs et consommatrices sur le type et la provenance du bois
mis en vente. 
Le projet de modification de la LPE a été accepté par l'ensemble des sénatrices et
sénateurs, moins quatre abstentions. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2019
KAREL ZIEHLI

Les deux chambres ont accordé leurs violons afin d'interdire la mise sur le marché de
bois récolté illégalement. La chambre du peuple a accepté de s'aligner sur les deux
points de divergence mineurs, d'ordre technique, qui lui restaient avec la chambre des
cantons. 
En vote final, la modification de la loi sur l'environnement a été acceptée à l'unanimité
par le Conseil des Etats, alors que seule la voix de l'UDC bernois Erich Hess s'y est
opposée au Conseil national. 54
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Agrarprodukte

Après le Conseil des Etats, c’est le National qui a traité le projet Gen-Lex. Lors de sa
session d’automne, la Chambre basse s’est saisie du dossier. Ce sont principalement
deux blocs qui se sont affrontés : d’un côté, les défenseurs d’une Suisse ouverte aux
développements des biotechnologies et proche des milieux économiques et de la
recherche (principalement radicaux et libéraux), de l’autre, une coalition hétéroclite
formée de la gauche (socialistes et verts) et des milieux agricoles qui estimaient que les
incertitudes liées à ces technologies appelaient à une certaine prudence. Un moratoire
explicite de cinq ans sur la production et la commercialisation en Suisse de produits
contenant des Organismes génétiquement modifiés (OGM) a été refusé par 90 voix
contre 83. Une proposition des écologistes de moratoire intégral interdisant toute
sortie à l’air libre d’OGM, y compris pour la recherche, a été balayée. Les écologistes, la
gauche et une partie des milieux agricoles ont toutefois obtenu des garde-fous très
stricts pour la mise en circulation d’OGM. La question de la responsabilité civile a
suscité un débat intense. Les partisans d’une responsabilité du fabricant (l’industrie
agroalimentaire) uniquement en cas de défaut objectif du produit ont affronté ceux
d’une canalisation de la responsabilité sur ce seul fabricant. C’est finalement la
première solution qui a été retenue. Le vote sur l’ensemble a reflété les résultats
souvent serrés enregistrés lors de l’examen de détail. Le projet a été accepté par 67
parlementaires (dont 27 pdc, 17 prd, 16 udc et 5 pl), rejeté par 48 (dont 28 ps, 9 pe et 9
udc) et 48 abstentions (dont 18 ps, 14 prd, 13 udc). 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2002
ROMAIN CLIVAZ

Tierische Produktion

La révision de la loi sur la protection des eaux, faisant office de contre-projet indirect à
l'initiative "pour la sauvegarde de nos eaux", est arrivée au terme de sa trajectoire
parlementaire. Dans le cadre de la limitation de la pollution des eaux par l'agriculture,
le Conseil national avait, en 1989, décidé que les éleveurs devaient pouvoir épandre sur
la surface utile de l'exploitation, en propre ou en fermage, la moitié au moins des
engrais de ferme produits par leur bétail. Mais cette mesure, dirigée avant tout contre
les fabriques d'animaux et le tourisme du lisier, n'avait pas été acceptée par le Conseil
des États. Moins strict, le compromis adopté en 1990 par les Chambres prévoit qu'une
telle mesure ne s'appliquera plus qu'aux cas où les surfaces garanties par contrat, ou
une partie de celles-ci, sont situées hors du rayon d'exploitation normal pour la
localité. Par contre, la limite de trois unités de gros bétail-fumure (UGBF) par hectare
pour l'épandage fut conservée ainsi que la possibilité laissée aux cantons de réduire ce
chiffre en fonction de la charge du sol en polluants, de l'altitude et des conditions
topographiques. Il reste toutefois possible d'accorder des exceptions pour les petites
et moyennes entreprises déjà existantes et celles pratiquant l'aviculture, la garde de
chevaux ou assumant des tâches d'intérêt public. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.1990
SERGE TERRIBILINI

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Analog zum letztjährigen Nationalratsentscheid und auf Empfehlung seiner
vorberatenden Kommission nahm der Ständerat das vom Bundesrat vorgeschlagene
Bundesgesetz über den Verkehr mit Tieren und Pflanzen geschützter Arten einstimmig
an. Auch die Schlussabstimmungen in den beiden Kammern fielen einstimmig
zugunsten des neuen Gesetzes aus. Das 1975 von der Schweiz unterzeichnete
internationale Abkommen, welches den Handel mit gefährdeten Spezies von wilder
Flora und Fauna regeln soll, ist damit nun auch formell im schweizerischen Gesetz
verankert. 57
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Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Ebenfalls aufgrund des Freihandelsabkommens Schweiz-EWG aus dem Jahre 1972 und
der dazu im November 1993 geschaffenen Verfassungsgrundlage verabschiedete der
Bundesrat im Oktober seine Botschaft zu einem Automobilsteuergesetz, das auf Anfang
1997 in Kraft treten soll. Mit der Automobilsteuer werden die Automobile belastet und
gleichzeitig die Fiskalzölle auf diesen Fahrzeugen aufgehoben. Der Steuer unterliegt
neben der Einfuhr auch die Lieferung und der Eigengebrauch bei der Herstellung von
Autos im Inland. Der Steuersatz beträgt 4%; die Autoverbände hatten einen Steuersatz
von lediglich 3% gefordert. Als Bemessungsgrundlage wird nicht mehr wie bei den
Zöllen das Gewicht, sondern der Wert herangezogen. Dem Bund werden aus der
Automobilsteuer jährlich Einnahmen von CHF 220 Mio. bis CHF 250 Mio. zufliessen,
Fiskalzölle in gleicher Höhe fallen aber weg, womit auch diese Vorlage haushaltsneutral
gestaltet ist. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.12.1995
EVA MÜLLER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

Neuere Untersuchungen ermittelten eine konstante Zunahme des Phosphatgehalts
(Überdüngung) und einen Abbau des Sauerstoffs in einem Grossteil der
schweizerischen Seen. Die Forscher stellten fest, dass die Phosphate den Gewässern
nicht nur zugeführt werden, sondern sich in ihnen gewissermassen noch selbst
vermehren, so dass es in Zukunft nicht mehr genügen wird, die Zufuhr von solchen
Stoffen durch die Abwasserreinigung zu unterbinden. Die Fachleute betonten ferner,
dass mit den bisherigen Klärmethoden (mechanische und biologische Stufe) die nicht
von Lebewesen stammenden Verschmutzungsstoffe nicht ausgeschieden werden
können, was die Einführung neuer Verfahren (physikalisch-chemische Methode)
erfordere. Das Eidg. Amt für Umweltschutz unterbreitete den interessierten Kreisen
einen Verordungsentwurf zur Vernehmlassung, der Vorschriften darüber enthielt,
wieweit Abwässer bereits vor ihrer Zuleitung in eine öffentliche Kläranlage von gewissen
Stoffen befreit werden müssten. Zugleich lud das EDI die Kantone ein, bis zum Erlass
verbindlicher Bestimmungen alle Oberflächengewässer einer systematischen
qualitativen Überwachung zu unterziehen. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1974
ERNST FRISCHKNECHT

En fin d'année, la loi sur la protection des eaux est enfin arrivée au terme de son long
processus législatif. Ce texte, devant tenir lieu de contre-projet indirect à l'initiative
«pour la sauvegarde de nos eaux», a vu, lors de la session d'hiver des Chambres et,
auparavant, pendant celle d'été, se créer un consensus autour des trois divergences
restantes. Celles-ci concernaient la pollution des eaux par le lisier, les débits minimaux
et le «centime du paysage». 
Au sujet de la pollution des eaux par l'agriculture, les normes relatives à l'épandage des
engrais de ferme sont exposées dans le chapitre concerné. A propos des débits
minimums, si l'introduction d'exceptions permettant aux cantons ou aux petites
entreprises hydro-électriques de descendre au-dessous des minima prescrits, comme
le réclamait le Conseil des Etats, fut finalement abandonnée, la grande chambre dut,
quant à elle, renoncer à l'inscription du principe de causalité dans la loi.
La divergence relative au «centime du paysage» (compensation versée à une commune
pour la non-réalisation d'un ouvrage hydro-électrique en raison de la sauvegarde de
sites naturels) a également vu l'émergence d'un consensus. En 1989, le Conseil national
avait décidé d'indemniser les communes victimes d'un manque à gagner à l'aide d'une
taxe de 0.2 centime par kWh à la charge des consommateurs, ce qui aurait pu
permettre de créer un fonds d'environ CHF 70 millions par an. Le Conseil des Etats
s'était opposé à ce principe mais, par le biais d'une motion déposée par sa
commission, avait laissé une porte ouverte aux montants compensatoires. Cela se
concrétisa en fin d'année lorsque la petite chambre se prononça pour le versement
d'indemnités, puisées dans la Caisse fédérale, aux collectivités victimes d'atteintes à
l'utilisation des forces hydrauliques imputables à la protection de la nature. La grande
chambre se rangea finalement à cette version malgré sa différence dans le mode de
financement. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1990
SERGE TERRIBILINI
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Tout comme le Conseil des Etats en 1996, la Chambre du peuple a entamé en début
d'année l'examen de la révision de la loi sur la protection des eaux. Si aucun groupe
parlementaire n'a à cette occasion témoigné d'opposition à la consécration du principe
du pollueur-payeur en tant que moyen de financement futur des installations de
traitement des eaux usées ou d'incinération des déchets ménagers, plusieurs
propositions de modification touchant des points davantage techniques du projet ont
néanmoins été retenues par les députés du National. Ainsi, la Chambre du peuple a
notamment souhaité que la Confédération prenne en charge 70%, et non pas 35%, des
coûts des installations permettant d'éliminer l'azote dans les stations d'épuration des
eaux usées, dans la mesure où ces équipements servent à respecter des accords
internationaux visant à lutter contre la pollution des eaux en dehors de Suisse. Dans
l'optique de protéger les eaux souterraines et les eaux de source, le Conseil national a
par ailleurs opté pour l'introduction d'un nouvel article aux termes duquel des
contributions à la surface - en sus de celles déjà prévues par la politique agricole -
auraient pu être versées aux agriculteurs. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1997
LIONEL EPERON

Après avoir décidé de s'en tenir à sa position initiale s'agissant de la première
divergence, la Chambre des cantons adopta en outre une motion (97.3244) en lieu et
place de la disposition retenue par le Conseil national concernant l'éventuel versement
de subventions à l'agriculture en rapport avec la protection des eaux souterraines.
Transmise à son tour par la Chambre basse, cette motion charge le gouvernement
d'élaborer une proposition en vue d'une participation financière de la Confédération
aux mesures visant à lutter contre le ruissellement de substances liées à l'exploitation
des sols. L'ultime divergence qui subsistait encore entre les deux conseils nécessita
quant à elle une conférence de conciliation à l'issue de laquelle il fut décidé que la
Confédération couvrira à raison de 50% - contre les 35% et 70% retenus initialement
par l'une et l'autre des Chambres - les frais rattachés aux installations servant à
l'élimination de l'azote. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.1997
LIONEL EPERON

Luftreinhaltung

En décembre 2009, la Suisse a adopté les amendements du Protocole 1998 à la
Convention sur la pollution atmosphérique transfrontière à longue distance, de 1979,
relatif aux polluants organiques persistants. Le protocole a été révisé afin de l'adapter
à l'état actuel de la science et de la technique. Quatre décisions ont été prises (2009/1;
2009/2; 2009/3 et 2009/4). Elles concernent l'inscription de nouveaux produits
chimiques industriels ou pesticides dans la liste des polluants organiques persistants;
l'actualisation des interdictions de production, de l'utilisation, des restrictions
applicables et des valeurs limites d'émission; la flexibilité des délais d'application de
certaines émissions et techniques pour les nouvelles parties adhérant au protocole. Les
décisions 2009/1 et 2009/2 modifiant le texte du protocole et ses annexes (I, II, III, IV et
VIII) demandaient une ratification. Comme partie, la Suisse s'est engagée, par principe,
à limiter et à réduire davantage les émissions de polluants organiques persistants. La
qualité de l'air devrait être améliorée, engendrant un impact positif sur la santé de la
population et de l'environnement. Grâce aux révisions de l'OPair et de l'ORRChim en
2015, le droit matériel de l'environnement suisse est déjà en adéquation avec les
exigences du protocole modifié. L'Assemblée fédérale doit encore avaliser les
modifications apportées au protocole. L'arrêté fédéral est sujet au référendum. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2009
DIANE PORCELLANA

Par 19 voix contre 2, la CEATE-CN a approuvé les amendements du Protocole relatif aux
polluants organiques persistants. Les modifications apportées visent à réduire la
pollution atmosphérique, en limitant davantage les émissions de polluants organiques
persistants. Durant le débat au Conseil national, Eric Nussbaumer (ps, BL) interpelle la
conseillère fédérale Doris Leuthard afin qu'elle confirme que le traité est un exemple
de reprise dynamique du droit international sous respect du choix du Parlement et de
la démocratie directe. Elle acquiesce et rappelle que les lois étrangères ne sont pas
adoptées automatiquement. Au vote d'ensemble, l'arrêté fédéral est adopté au Conseil
national par 150 voix. Huit parlementaires du groupe UDC s'y sont opposés. Le Conseil
des Etats, à son tour, va devoir statuer. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.2018
DIANE PORCELLANA

01.01.65 - 01.01.22 21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Le Conseil des Etats adhère par 41 voix au projet d'amendements du Protocole relatif
aux polluants organiques persistants. En vote final, le Conseil national adopte l'arrêté
par 195 voix contre 1 et 2 abstentions, le Conseil des Etats par 44 voix. Ainsi, le
Parlement donne son aval pour limiter et réduire davantage les émissions de polluants
organiques persistants. L'arrêté fédéral portant l'approbation des modifications du
Protocole est sujet à référendum. 65

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2018
DIANE PORCELLANA

Allgemeiner Umweltschutz

Parteien und Umweltschutzorganisationen reagierten auf die Vorlage allgemein
positiv. Die SP und die Grüne Partei hätten es allerdings vorgezogen, wenn die
Landwirtschaft mit Lenkungsabgaben auf Dünger und Pflanzenschutzmitteln zwingend
in die Vorlage miteinbezogen worden wäre; der Entwurf sieht nur vor, dass der
Bundesrat bei Bedarf die landwirtschaftlichen Hilfsstoffe in die Lenkungsabgaben
miteinbeziehen kann. Von den Wirtschaftsverbänden befürwortete der Vorort die
Abgaben auf VOC-haltigen Stoffen, insbesondere weil die Vorlage die Möglichkeit
offerierte, Investitionen der entsprechenden Branchen zur Verringerung der VOC-
Emissionen mit der Abgabebelastung zu verrechnen und somit als Anreiz zum
Nachrüsten bei gleichzeitigem Spareffekt zu dienen. Hingegen sprach sich der Vorort
gegen Abgaben auf Heizöl aus, da die Immissionen, im speziellen Schwefeldioxyd, schon
während den achziger Jahren massiv reduziert worden waren und heute kein Problem
mehr für die Luftreinhaltung darstellten. 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Le Conseil des Etats a adopté l'essentiel du projet de révision de la loi sur la protection
de l'environnement dont l'innovation majeure est la création de bases légales
réglementant le problème des organismes génétiquement modifiés et permettant
l'introduction de taxes incitatives. Celles-ci touchent les produits contenant des
composés organiques volatils et le mazout extraléger. La Chambre a rejeté la
proposition du gouvernement d'utiliser ces instruments dans l'agriculture, considérant
que cette dernière devait déjà assumer de profonds changements. Elle a néanmoins
transmis une motion de sa commission demandant au gouvernement de mettre en
place de tels outils dans un délai de cinq ans pour les engrais minéraux, les excédents
d'engrais de ferme et les produits utilisés pour le traitement des plantes. La petite
chambre a par ailleurs créé un nouvel article prescrivant à la Confédération de
collaborer avec les organisations économiques pour la mise en oeuvre de la loi,
notamment en favorisant la conclusion d'accords sectoriels et en reprenant autant que
possible dans son droit d'exécution les mesures qui y seraient contenues. 67

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.06.1994
SERGE TERRIBILINI

Poursuivant son examen de la LPE, la Chambre du peuple s'est ensuite penchée sur les
dispositions relatives à la gestion des déchets et à la protection des sols. En se
prononçant notamment pour la suppression des compétences que le projet de loi
octroyait à la Confédération dans les domaines de l'assainissement des décharges
contrôlées et autres sites pollués, d'une part, ainsi que des moyens de lutte contre
l'érosion et le compactage des sols, d'autre part, la majorité des députés manifestait
clairement sa volonté de laisser l'entier des prérogatives en la matière aux cantons.
Cette optique fédéraliste, qui aurait sans doute conduit à la mise sur pied de vingt-six
législations différentes, n'a toutefois pas été retenue dans la version finale de la loi,
suite à l'opposition de la Chambre haute. Le débat fleuve sur la révision de la LPE au
sein du Conseil national s'est en outre concentré sur l'introduction de taxes
d'incitation, principale innovation consacrée par le projet de loi. Sur ce point, la
Chambre du peuple a suivi la voie tracée par le Conseil des Etats puisqu'il a adopté les
conditions-cadres régissant le prélèvement de telles taxes sur les composés organiques
volatils (COV) et les huiles de chauffage extra-légères, tout en renonçant dans
l'immédiat à utiliser ces instruments dans l'agriculture. Le Conseil national a néanmoins
transmis une motion de la Commission de l'environnement, de l'aménagement du
territoire et de l'énergie (Ceate) du Conseil des Etats prévoyant d'introduire, d'ici cinq
ans, des taxes d'incitation sur les engrais minéraux, les excédents d'engrais de ferme et
de produits pour le traitement des plantes au cas où les instruments actuels de
politique environnementale et de politique agricole ne permettraient pas d'atteindre
les objectifs fixés.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.1995
LIONEL EPERON
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Sur la base de ces deux nouvelles contributions, le Conseil fédéral a publié dans le
courant du mois d'avril sa «Stratégie pour un développement durable en Suisse». Loin
de dresser un large éventail de mesures susceptibles de rendre effectif ce principe à
l'échelon national, ce document se concentre, à dessein, sur un petit nombre
d'objectifs réalisables. Destinées à compléter les activités en cours de réalisation dans
le cadre du programme de législature 1995-1999, les mesures préconisées touchent à
différents domaines: En premier lieu, la Confédération entend renforcer ses activités
internationales en se conformant systématiquement aux exigences d'un développement
durable. A ce titre, les autorités fédérales s'engagent notamment à agir en faveur d'une
plus grande prise en compte des objectifs environnementaux dans le commerce
international, en particulier dans le cadre de l'OMC. Dans le domaine de l'énergie, le
Conseil fédéral table sur les lois sur l'énergie ainsi que sur la réduction des émissions
de CO2 pour être en mesure de stabiliser, puis de réduire la consommation d'agents
énergétiques fossiles. En matière de politique économique, l'action gouvernementale
visera notamment à ce que les prix du marché tiennent davantage compte des coûts
environnementaux et sociaux engendrés par l'activité économique (internalisation des
coûts externes). Parmi les autres dispositions sur lesquelles le Conseil fédéral entend
fonder sa stratégie, citons encore sa volonté d'instituer à terme une réforme fiscale
fondée sur des critères écologiques ainsi que d'orienter les dépenses de la
Confédération en fonction des postulats de durabilité - à l'image de la réforme agricole
et du plan de financement dans le domaine des transports. Finalement, le
gouvernement prévoit d'évaluer régulièrement les résultats de sa politique par le biais
d'un «Conseil du développement durable» indépendant, organe qui regroupera des
personnalités issues des mondes économique et scientifique, des organisations
concernées ainsi que de la société civile. 68

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.04.1997
LIONEL EPERON

A l'échelon parlementaire, le Conseil national a tenu à compléter la stratégie du
gouvernement en matière de développement durable, puisque parallèlement à
l'examen du rapport du Conseil fédéral, les députés ont transmis trois motions et deux
postulats de la Commission de l'environnement visant à renforcer ce document: La
première motion (97.3540) charge le gouvernement de présenter en 2002 au plus tard
un message relatif à une réforme fiscale écologique. La seconde motion (97.3538)
demande pour sa part que le Conseil fédéral lance le processus d'élaboration et de
mise en oeuvre de l'Agenda 21 à l'échelon cantonal et communal. Enfin, la troisième
motion (97.3542) enjoint la Confédération à promouvoir et développer, dans les
organisations internationales comme l'OMC, des accords internationaux de protection
de l'environnement s'appliquant à toute la planète. Quant aux deux postulats, l'un
suggère au Conseil fédéral d'élaborer, d'ici à fin 1999, un plan d'action comprenant des
objectifs concrets, un calendrier contraignant et des propositions de financement,
alors que l'autre lui demande d'examiner si les travaux relatifs à une extension
écologique de la comptabilité nationale (prise en compte de la consommation de
ressources, notamment) doivent être poursuivis dans le cadre de la méthodique
internationale. 69

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.1997
LIONEL EPERON
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